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Jitzhak Ben-Ari

Israel und die Bundesrepublik
Eine Bilanz besonderer Beziehungen

In wenigen Wochen wird es genau 25 Jahre her
sein, daß die Bundesrepublik Deutschland und Is-
rael diplomatische Beziehungen aufnahmen. Die
Herstellung dieser offiziellen Beziehungen war we-
der ein Schlußpunkt nach einer Reihe von Schwie-
rigkeiten, Mißverständnissen und Krisen, noch
war damit ein kulminierender Höhepunkt ge-
setzt.
Dieses Jahrhundert hat zwei außergewöhnliche, ja
einmalige Ereignisse in der langen Geschichte der
Juden zu verzeichnen: die Ermordung eines Drittels
des jüdischen Volkes durch die nationalsozialisti-
sche Gewaltherrschaft in Europa und die Neugrün-
dung des jüdischen Staates nach 2000 Jahren der
Zerstreuung über die ganze Welt.
Nachdem das junge Israel sich 1951 an die vier
Besatzungsmächte wandte und seine Forderung
geltend machte, als Erbe der Opfer anerkannt zu
werden, um für die Rehabilitierung der Überleben-
den zu sorgen, gab am 27. September 1951 Bundes-
kanzler Adenauer eine Erklärung im Deutschen
Bundestag ab, in der er die Bereitschaft seiner Re-
gierung zu Verhandlungen mit Vertretern der israe-
lischen Regierung zum Ausdruck brachte, um das
Problem der materiellen Entschädigung zu lö-
sen.

Als im Januar 1952 in der Knesseth über die Ent-
schädigung diskutiert wurde, waren die Reden nicht
nur von besonderer Härte geprägt, sondern auch
begleitet von gewalttätigen Demonstrationen in der
Umgebung des Parlaments. Der Regierungsvor-
schlag wurde bestätigt. Nachdem Übereinstim-
mung mit den jüdischen Organisationen in der Welt
erreicht worden war, begannen die Verhandlungen,
die mit der Unterzeichnung des Abkommens am
10. September 1952 erfolgreich beendet wurden.
Ein Jahr nach den Verhandlungen in Den Haag
über ein Wiedergutmachungsabkommen, wurde
der Vertrag zum Gesetz durch die Unterschrift von

Bundespräsident Theodor Heuss und der Veröf-
fentlichung am 21. März 1953 im Bundesanzeiger.
Damit waren die Voraussetzungen für den Beginn
einer de-facto-Beziehung zwischen Israel und
Deutschland eingeleitet.

Es ist wahrscheinlich von historischer Bedeutung,
daß die zu jener Zeit noch zugelassene Kommuni-
stische Partei Deutschlands geschlossen gegen das
Abkommen stimmte. Diese Einstellung war ein er-
stes Zeichen der feindseligen Haltung, die die DDR
in den kommenden Jahren und Jahrzehnten einneh-
men sollte. Wenngleich dieser Teil Deutschlands
nicht minder zum Dritten Reich gehörte wie die
Bundesrepublik, weigerte sich die DDR, nicht nur
eine materielle Entschädigung an die Erben der
Opfer zu erstatten, sondern überhaupt ihre histori-
sche Mitverantwortung zu bekennen.

Meinungsumfragen über die Einstellung der Bun-
desbürger bezeugten, daß die Deutschen zu jener
Zeit sich nicht für die „Wiedergutmachung“ begei-
sterten. Doch das Verhalten und die Abstimmung
der Bundestagsabgeordneten, deren insgesamt hö-
here Schulbildung ihnen mehr politisches Verständ-
nis mitgab, zeigte mehr Besonnenheit, als die be-
fragten Bundesbürger damals aufzubringen ver-
mochten.

Im selben Jahr 1952 bot Bonn der israelischen Re-
gierung die Aufnahme diplomatischer Beziehungen
an. Doch Israel glaubte, der Zeitpunkt sei noch
nicht reif dafür, obwohl David Ben-Gurion immer
wieder betonte, daß das neue Deutschland nicht mit
dem Nazi-Regime zu identifizieren sei. Am Anfang
der sechziger Jahre war Israel an den diplomati-
schen Beziehungen interessiert, jedoch glaubte
Bonn im Hinblick auf die „Hallstein-Doktrin“, daß
dieser Schritt der Bundesrepublik ernsten Schaden
in ihren Beziehungen mit der arabischen Welt zufü-
gen würde.
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II.

Im Januar 1963 berichtete der Israel-Korrespon-
dent der Deutschen Presse-Agentur, Jerusalemer
Regierungskreise hätten den Eindruck, daß die
Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und Israel bisher
an der Hallstein-Doktrin gescheitert sei. Es werde
in Israel auch angenommen, daß die Bundesrepu-
blik Deutschland in den arabischen Ländern wich-
tige Interessen habe, die sie nicht ohne Not gefähr-
den wolle. In Jerusalem werde auch nicht bestrit-
ten, daß die tatsächlichen Beziehungen zwischen
Israel und der Bundesrepublik gut seien und „durch
die Aufnahme formeller diplomatischer Beziehun-
gen kaum verbessert werden könnten“. Der dies
berichtete, war Rudolf Küstermeier, ein angesehe-
ner deutscher Journalist, der in Israel geehrt und
geschätzt wurde. Zu jener Zeit wurden fast alle
Kontakte — auf dem sicherheitspolitischen, aber
auch auf dem zivilen politischen Gebiet — geheim
gehalten.

Die endgültige Aufnahme der diplomatischen Be-
ziehungen 1965 fiel nicht als Manna vom Himmel.
Sie brachte sogar Spannungen. Die Sozialdemokra-
tische Partei Deutschlands z. B. hatte sich schon
seit Jahren für die Aufnahme normaler diplomati-
scher Beziehungen eingesetzt, die Bundestags-
mehrheit war jedoch in dieser Frage geteilter Mei-
nung. Der Fairness halber muß allerdings betont
werden, daß es für eine politische Partei in der
Opposition leichter ist, moralische oder ideologi-
sche Positionen einzunehmen, als für eine Regie-
rungspartei, die ja auch auf praktische und pragma-
tische Überlegungen Rücksicht nehmen muß. Si-
cher, alle Fraktionen im Bundestag waren für gute
und freundschaftliche Beziehungen, fürchteten
aber, daß die formelle Aufnahme schädliche Aus-
wirkungen auf die arabischen Länder haben und
unter anderem ihr Verhältnis gegenüber dem, was 
damals „Zonen-Regime" genannt wurde, ändern
könnte.

Die Araber standen während des Zweiten Welt-
krieges in ihrer großen Mehrheit gefühlsmäßig auf
Seiten Nazi-Deutschlands. Ihr Haß gegen England
und Frankreich machte sie zu Sympathisanten der
aggressiven Maßnahmen Hitlers, und die Vernich-
tungspolitik der Machthaber Deutschlands gegen-
über den Juden lud die radikalen nationalistischen
Kräfte in den arabischen Ländern, wie etwa den
Groß-Mufti von Jerusalem, zur Zusammenarbeit
mit der SS und anderen Organisationen der Nazi-
Gewaltherrschaft ein. Deshalb stützten sich die Be-
ziehungen auch zwischen dem neuen Deutschland
und den unabhängigen arabischen Ländern in wei-

tem Maße auf diese arabische Gesinnung, und die
arabischen Herrscher sprachen daher von einer
„traditionellen Freundschaft“. Schon bald nach der
Aufnahme der Verhandlungen zwischen jüdischen
Organisationen und Vertretern des Staates Israel
mit der Bundesrepublik Deutschland, zu Beginn
der fünfziger Jahre, begann der arabische Druck
und der Versuch, die deutsch-israelischen Bezie-
hungen negativ zu beeinflussen.

Am 13. Januar 1965 sagte Klaus Bölling, der spä-
tere Regierungssprecher, in einem Fernsehkom-
mentar: „Die Freundschaft mit den arabischen Völ-
kern und Staaten . . . sollte uns wertvoll sein, und
ich glaube, daß die freundschaftlichen Gefühle der
Araber sich wohl nicht allein auf die Erinnerung an
die militärische Aktivität des Generalfeldmar-
schalls Rommel gegen die Engländer im letzten
Krieg gründen.“ (Weniger diplomatisch, als er es
ausdrückte, verstand natürlich auch Klaus Böl-
ling, was der Hintergrund der „traditionellen
deutsch-arabischen Freundschaft im Bewußtsein
der Araber“ bedeutete). Und er führte weiter aus:
„Aber die Freundschaft wird in den letzten Tagen,
wurde gestern und heute, auf eine sehr schwere
Belastungsprobe gestellt. Der uns bekannte Stand-
punkt lautete, daß die arabischen Staaten die Aner-
kennung Ost-Berlins erwägen werden, wenn nicht
gar beschließen würden, für den Fall, daß die Bun-
desrepublik sich entschließt, diplomatische Bezie-
hungen zu Israel aufzunehmen. Nun sind die Ara-
ber einen Schritt weiter gegangen und meinen, daß
sie diese Anerkennung des kommunistischen
Deutschlands bereits in Erwägung ziehen würden,
wenn die Regierung nicht auf die Waffenhilfe an
Israel verzichtet, wenn sie diese Hilfe nicht ein-
stellt . . .Ich glaube, daß die Bundesregierung sehr
klar und sehr laut sagen müßte, daß sie sich dieser
Nötigung unmöglich beugen kann. Wir haben in
den vergangenen Jahren eine Menge Geld an Ent-
wicklungshilfe an die arabische Welt gegeben ...
Wir müssen nun den arabischen Regierungen, das
scheint eine unausweichliche Pflicht der Bundesre-
publik zu sein, klarmachen, daß das freie Deutsch-
land und das kommunistisch beherrschte Deutsch-
land nicht zwei konkurrierende Firmen sind, die
man gegenseitig im Preis steigern kann ... Es muß
gefragt werden, was sie eigentlich mit dieser Politik
der Nötigung, ja man kann ruhig sagen, der Erpres-
sung gegenüber Bonn ausrichten wollen.“

Das Auswärtige Amt unter der Leitung von Mini-
ster Gerhard Schröder erklärte wiederholt, „daß
die Aufnahme diplomatischer Beziehungen nicht
isoliert zu behandeln ist, sondern daß sie außenpo-
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litische Belange berührt und deshalb zurückzustel-
len ist“ — mit offenen Worten: Das Auswärtige
Amt beugte sich lange der Nötigung der arabischen
Länder.
Der Durchbruch zur Aufnahme diplomatischer Be-
ziehungen, wurde mit Hilfe zweier bedeutender
Persönlichkeiten erreicht: Bundeskanzler Ludwig
Erhard beauftragte den Hamburger Politiker Erik
Blumenfeld und seitens Israel beauftragte Premier-
minister Levy Eschkol den erfolgreichen und inter-
national politisch tätigen Geschäftsmann Jekutiel
Federmann, sich heimlich zu treffen. Und was Di-
plomaten und hochrangige Politiker nicht erreich-
ten, gelang den beiden. Federmann und Blumen-

feld fanden den Weg, um den „schwierigen Kno-
ten“ zu entwirren. Es würde zu weit führen, hier auf
die Einzelheiten einzugehen, die zu der Aufnahme
der diplomatischen Beziehungen zwischen dem
Staat Israel und der Bundesrepublik Deutschland
am 12. Mai 1965 führten. Unter den mitwirkenden
Persönlichkeiten waren Vertreter aller demokrati-
schen Parteien: Kurt Birrenbach, Rainer Barzel,
Prof. Franz Böhm, Theodor Heuss, Carlo Schmid,
Erich Ollenhauer, Willy Brandt, Eugen Gersten-
maier, Franz Josef Strauß, 430 Professoren, Ge-
werkschaftsvertreter — um nur einige zu nen-
nen —, die sich für die Herstellung diplomatischer
Beziehungen einsetzten.

III.

Die arabischen Länder versuchen weiterhin, Druck
auf die israelisch-deutschen Beziehungen auszu-
üben, wie sie dies schon vor 30 Jahren getan hatten.
Als der deutsche Bundeskanzler beabsichtigte, Is-
rael zu besuchen, hielten es die arabischen Bot-
schafter für richtig, sich einzumischen und kritische
Bemerkungen zu äußern. Dies ist nicht die Art Isra-
els. Als der deutsche Bundespräsident und der Bun-
deskanzler nach Jordanien und Ägypten fuhren,
habe ich ihnen öffentlich eine gute Reise und Erfolg
gewünscht, da wir der Meinung sind, daß es demo-
kratischen Staatsmännern möglich sein sollte, un-
sere weniger demokratischen Nachbarn zu beein-
flussen und auf diese Weise dem Frieden zu dienen.
Wir sind deshalb auch für freundschaftliche Bezie-
hungen der Bundesrepublik Deutschland mit der
arabischen Welt, soweit diese nicht gegen Israel
gerichtet sind.

Der Besuch des deutschen Bundespräsidenten in 
Israel, des israelischen Staatspräsidenten in der
Bundesrepublik, der Besuch des deutschen Bun-
deskanzlers in Israel. Reisen von Politikern der de-
mokratischen Parteien nach Israel und israelischen
Politikern in die Bundesrepublik sind Beispiele ei-
nes produktiven und vernünftigen Dialogs, der zum
besseren gegenseitigen Verständnis geführt hat.
Aber manche dieser Besuche haben uns auch die
noch immer bestehende Sensibilität für das jüdisch-
deutsche Verhältnis vor Augen geführt. Man
könnte hier viele nebensächliche, aber auch
schmerzliche und konkrete Beispiele dieser feinfüh-
ligen Empfindlichkeiten aufzählen, die die öffentli-
che Meinung in Israel, aber auch die der jüdischen
Menschen in der ganzen Welt erregten.

Es ist wahrscheinlich eine menschliche Schwäche,
daß das Gedächtnis der Angehörigen derjenigen,

die anderen Leid angetan haben, weniger entwik-
kelt und anhaltend ist, als das Gedächtnis derer,
denen das Leid angetan wurde. Dies gilt auch
für die Beziehungen zwischen Völkern und Län-
dern.

Die Aufgaben der Diplomatie in der Gestaltung der
internationalen Beziehungen zu unserer Zeit sind
begrenzter als in der Vergangenheit. Dennoch
meine ich, daß die Tätigkeit der deutschen Bot-
schafter in Israel und der israelischen Diplomaten
in Bonn während dieser 25 Jahre ausschlaggebend
für die mittlerweile erreichten guten und sinnvollen
Beziehungen waren. Die Aufgabe, aus der Fülle
des Informationsmaterials ein ausgewogenes und
faires Meinungsbild den beiden Regierungen zu
übermitteln, Konflikte und Mißverständnisse aus-
zugleichen, mit Fingerspitzengefühl Wogen gegen-
seitiger Unverständnisse zu glätten — das sind und
bleiben wichtige Pflichten und Aufgaben dieses Be-
rufes. Wenn ich das salopp und musikalisch aus-
drücken darf: Diplomaten versuchen die Pauken-
schläge der Politik und der Medien in sanfte Flöten-
klänge zu übersetzen.

Ich gehöre zu denjenigen in Israel, die schon seit
40 Jahren an die Aufnahme von Beziehungen mit
dem neuen Deutschland geglaubt und ihren be-
scheidenen Beitrag dazu geleistet haben. Es gibt
heute sehr wenige Menschen in Israel oder in 
Deutschland, die an der Richtigkeit und Weisheit
der Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwei-
feln. Der „moralische und historische Hintergrund“
besteht und wird noch lange anhalten. Wenn wir in 
Betracht ziehen, was in unserer Generation oder in 
der Generation unserer Väter den Juden von Deut-
schen angetan wurde, ist es fast ein Wunder, daß
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wir heute von freundschaftlichen Verhältnissen
sprechen können. Wir sollten auf beiden Seiten so
handeln, daß nichts die neue und zarte Bindung
gefährden kann!

Manche Deutsche meinen, daß 45 Jahre nach der
„Endlösung“ genug Gras über die Gräber gewach-
sen ist. Einige von uns Israelis wiederum neigen zu
einem extremen Optimismus oder Pessimismus in

bezug auf das, was wir von den Deutschen erwarten
können. Beides ist falsch. Wir haben von einer ver-
antwortungsvollen Suche nach Lösungen für die
Probleme unserer Beziehungen nichts zu befürch-
ten. Noch immer aber wird Deutschland auch nach
seinem Verhältnis zu dem jüdischen Staat beurteilt,
noch immer müssen Juden ihren Glauben an die
Menschheit über ihr Verhältnis zu den Deutschen
zurückgewinnen.

IV.

Deutsche und Israelis sind durch gemeinsame
menschliche, politische und kulturelle Werte ver-
bunden. Die besonderen Beziehungen, die es zum
Beispiel zwischen deutschen und israelischen Sozi-
aldemokraten gab, waren ein hilfreiches Glied in 
der Kette der sich entwickelnden Zusammenarbeit.
Ich meine, daß mit keinem Land in der Welt — au-
ßer den Vereinigten Staaten von Amerika — Israel
solch intensive Beziehungen entwickelt hat. wie mit
den Deutschen: auf dem Gebiet der Wissenschaft
und der technologischen Forschung, im Handel und
in der Wirtschaft, im kulturellen Bereich und im
Sport, im Jugendaustausch und den Städtepartner-
schaften.
Die meisten deutschen Botschafter in Israel waren
der Meinung, daß sie sich in keinem Land der Welt
so gefordert und angesprochen fühlten, wie wäh-
rend ihrer Dienstzeit in Israel. Ich kann diesem
Gefühl aus meiner langjährigen Erfahrung in
Deutschland nur zustimmen. Meine Frau und ich
spürten die Intensität unserer beider Länder-Bezie-
hungen nicht nur durch offizielle Anforderungen,
sondern durch außerordentlich viele Bezeugungen
von Freundschaft und Unterstützung. Es erstaunte
uns immer wieder zu sehen, welche vielfältigen
Möglichkeiten wir hatten, unzähligen Menschen zu
begegnen und Kontakte auszubauen. Diese natür-
lich entwickelten Beziehungen zwischen Deutschen
und Israelis sind ein sicheres Fundament der offi-
ziellen Beziehungen.
Vor kurzem jährte sich zum 30. Male das histori-
sche Treffen zwischen Konrad Adenauer und Ben-
Gurion in New York am 14. März 1960. Die beiden
Herren gestanden sich gegenseitig ein, daß sie we-
nig von Wirtschaft verstünden. Sie beschlossen da-
her, daß sich damit der Bankier Dr. Hermann Abs

befassen solle. Aber sie dachten auch an die Not-
wendigkeit, die damalige Wüste Israels, den Negev,
urbar zu machen — als ein lebendiges Beispiel für
die sich entwickelnde Welt in Afrika und Asien.
Und David Ben-Gurion bemerkte auch,'daß die
kommende Generation die Ereignisse der Nazi-
Gewaltherrschaft verdrängen werde, daß es aber
junge Menschen in Deutschland geben werde, die
sich mehr und mehr fragen würden: „Wie war es
möglich?“ Und so dachten die beiden in ihren Zu-
kunftsvisionen: Warum soll diese kommende Gene-
ration nicht auch Grund haben, auf etwas gemein-
sam Erreichtes — die Urbarmachung der Wüste,
und damit der hungernden Welt Brot zu verschaf-
fen — dereinst stolz sein können?

Viel wurde von einer „deutsch-jüdischen Sym-
biose“ gesprochen. Gershom Sholem hat in seiner
Analyse der Situation des deutschen Judentums die
Auffassung vertreten, daß diese Symbiose eine Illu-
sion war. Diese Symbiose, so meinte er, sei einseitig
nur von den Juden erfunden worden, während die
Deutschen sie in ihrer überwiegenden Mehrheit ab-
lehnten.

Gerade weil es in der deutschen Politik und Geistes-
geschichte 1933 zu einer radikalen Unterbrechung
kam und weil es heute einen jüdischen Staat gibt,
der zum Zentrum der jüdischen Kultur und Wissen-
schaft geworden ist, glaube ich an eine mögliche
Symbiose. In manchen Gebieten wird solch eine
Symbiose realisiert. Die Deutsch-Israelische Stif-
tung für Wissenschaftliche Forschung und Entwick-
lung ist ein gutes Beispiel dafür, wie diese Partner-
schaft nicht nur im gemeinsamen Interesse der bei-
den Völker, sondern zum Guten der ganzen
Menschheit angewandt werden kann.
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V.

Die Menschen in Israel verfolgten mit großem In-
teresse und Anteilnahme den symbolischen Fall der
Mauer in Berlin und beobachten die weiteren Ent-
wicklungen, das Zusammenwachsen der beiden
deutschen Länder. Es gibt aber auch Menschen, die
mit Angst und Sorge der Vereinigung entgegense-
hen: Ein britischer Historiker schreibt über die Ge-
fahren eines starken und aggressiven 4. Reiches,
das Europa und die Welt wieder destabilisieren
wird, wenn es seine verlorenen Gebiete zurückfor-
dem sollte. Franzosen fürchten, daß eine neue
Achse Bonn-Tokio („Berlin-Tokio“) die Weltwirt-
schaft erobern wird, ohne diesmal einen einzigen
Schuß abzugeben. Andere fürchten, daß die Ade-
nauer-Doktrin (Deutschland ein integraler Teil des
Westens) durch die Bismarck-Doktrin (Deutsch-
land hält die Balance zwischen Ost und West) abge-
löst werden könnte. Manche Opfer der NS-Gewalt-
herrschaft, darunter natürlich Juden, fürchten, daß
ein Großdeutschland gefährlich werden kann; sie
erinnern sich, daß der deutsche Charakter zur Ge-
walt neigt und sehen in der Teilung eine Strafe für
den Völkermord.
Ich meine jedoch, daß das Zusammenwachsen der
beiden deutschen Staaten positiv zu beurteilen ist.
Das Ziel der Deutschen wird um so schneller er-
reicht werden, je mehr sie mit Vernunft, Fingerspit-
zengefühl, Takt und in Absprache mit den beiden
Großmächten und ihren Nachbarn auf eine Verei-
nigung wirken werden.

Die Bundesrepublik hat sich seit vielen Jahren zum
Selbstbestimmungsrecht der Völker bekannt, hin-
zufügend, daß dieses Recht nicht auf Kosten ande-
rer, nicht mit Gewalt, und nicht gegen ein anderes
Volk ausgeübt werden darf. Es besteht kein logi-
scher Grund, dieses Recht — unter gleichen Bedin-
gungen — nicht auch in Mitteleuropa anzuwenden,
wenn Bonn die Welt überzeugt, daß von deutschem
Boden nie wieder Krieg oder Gewalt, sondern nur
Frieden ausgehen wird.

Es ist genau 45 Jahre her, seit Amerikaner, Sowjets
und Briten in Jalta die deutsche Ostgrenze dorthin
verlegten, wo sie tausend Jahre zuvor Markgraf
Gero an der Oder und Neisse etabliert hatte. Die
Festsetzung der Grenze vor 45 Jahren war nicht als
Strafe gedacht für den vom Dritten Reich be-
gangenen Völkermord, sondern eine Anerken-
nung der im Krieg erreichten Tatsachen — die

Rote Armee stand bereits an dieser Linie und bei
Budapest.

Westdeutsche Politiker haben mit Anstand und
Mut Verantwortung und Schuld ihres Volkes für die
Naziverbrechen anerkannt. Die Ostdeutschen ha-
ben sich dagegen hinter einem unehrlichen Antifa-
schismus versteckt. Der Faschismus, so behaupte-
ten sie, sei das letzte Stadium des Kapitalismus und
deshalb jede Schuld allein Sache der Bundesrepu-
blik. Die Menschen in der Bundesrepublik haben
sich in Freiheit mit der eigenen schlimmen Vergan-
genheit auseinandergesetzt. Nicht so die Deutschen
in der DDR. Soweit ging ihr Widerstand gegen
jedes Zeichen von Aufklärung und Sühne, daß sie
sich mit besonderer Aufmerksamkeit der Aufgabe
widmeten, die schlimmsten Terrororganisationen
in ihrem Kampf gegen Juden auszubilden.

Hat nicht die Bundesrepublik bewiesen, daß sie ein
freies, moralisches und demokratisches Land ge-
worden ist und durch ihr faires Verhältnis zum jüdi-
schen Staat Anspruch auf unser Vertrauen hat?
Welch strategischer Unterschied besteht denn über-
haupt, ob ein Land 61 oder 77 Millionen Einwoh-
ner hat?

Die Gefahren des Bösen sind nicht in dem Charak-
ter der Deutschen zu suchen, sondern in einem
unmenschlichen Regime. Die Gefahren für Juden
oder für Polen liegen ganz und gar nicht in einem
demokratischen Deutschland, sondern in totalitä-
ren Systemen. Das Deutschland von heute, ein
Rechtsstaat und eine aufrechte Demokratie, kann
nur einen positiven Einfluß auf seine undemokrati-
schen Brüder im Osten ausüben, und ist heute als
ein Freund der Juden anzusehen.

Es ist ermutigend, daß trotz des Leids der Juden
durch die Vernichtung und des Hasses des Nazi-
regimes in Deutschland die Begegnung zwischen
Deutschen und Juden sowie das Verhältnis zwi-
schen den beiden Staaten so vertrauensvoll, ver-
nünftig und hoffnungsvoll aufgebaut werden
konnte. Über alle politischen Schwierigkeiten hin-
weg, trotz unüberlegter Formulierungen von Politi-
kern, die zu Mißverständnissen geführt haben, ist 
ein Verständnis zwischen Deutschen und Israelis
zustande gekommen, das eine jüdisch-deutsche Zu-
sammenarbeit ermöglichte — zum Wohle beider
Völker.
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Niels Hansen

Verbindungen in die Zukunft
25 Jahre diplomatische Beziehungen

zwischen Deutschland und Israel

I. Normalisierung und Einzigartigkeit

Am 12. Mai 1965 erfolgte in Bonn der Austausch
der Briefe von Bundeskanzler Erhard und Minister-
präsident Eschkol, mit dem die offiziellen Bezie-
hungen unserer Länder begründet wurden. Bezie-
hungen verschiedener — amtlicher und anderer —
Art bestanden zwar schon vorher, die Errichtung
von Botschaften gab ihnen jedoch den zwischen-
staatlich üblichen Rahmen für ihre organische
Pflege und Fortentwicklung. Er ist von beiden Sei-
ten genutzt worden. Die angesehene „Jerusalem
Post“ schrieb in einem Leitartikel am 18. Dezem-
ber 1989: „Seit 1965, als es diplomatische Beziehun-
gen mit Israel aufnahm, ist Westdeutschland nach
den USA unser engster Freund geworden.“
Gleichwohl besitzt das deutsch-israelische Verhält-
nis auch heute keine „normale“ Qualität. Das hat in
der Tat mit dem zu tun, was wir die Vergangenheit
zu nennen pflegen, mit den schlimmen zwölf Jahren
nationalsozialistischer Gewaltherrschaft also, und
mit allem, was in dieser Zeit den Juden durch Deut-
sche und im deutschen Namen — von der Verfe-
mung und Verfolgung bis zum millionenfachen
Mord — angetan wurde. Diese Dimension zieht
sich wie ein roter Faden durch die Geschichte unse-
rer Beziehungen — vor und nach 1965. Sie beein-
flußte diese und sie setzte — mehr oder weniger
ausgeprägt — viele ihrer Wegmarken. Tiefe Emo-
tionen und damit zusammenhängende Reflexionen
und Reflexe spielten für die Israelis und ihre Politik
dabei eine wesentliche Rolle. Zahlreiche Beispiele
belegen es — in jüngerer und jüngster Zeit etwa bei
der Frage deutscher Rüstungsausfuhren in arabi-
sche Länder oder bei den mehrheitlich kritischen
Reaktionen auf die Perspektiven der Überwindung
der deutschen Teilung nach der Öffnung der Mauer
am 9. November 1989.
Gewiß, die Zeit heilt — so will es. zum Glück für
alle, die menschliche Natur. Die Vergangenheit be-
stimmt immer weniger die konkrete Politik, die sich 
ja, im Interesse aller Beteiligten, in erster Linie an
den Erfordernissen, Möglichkeiten und Chancen
der Zukunft ausrichten muß. Unzweifelhaft fort-

schreitende Normalisierung bedeutet jedoch nicht
„Normalität“. Opfer und Zeitzeugen gehen, doch
geschichtliche Erfahrungen dauern an. Narben sind
zurückgeblieben, sie schmerzen und zerren, und sie
können verzerren. Die Juden leben wie kein zwei-
tes Volk in ihrer Geschichte, die auch vor dem
— indessen schon angesichts seiner Ausmaße be-
sonders tragischen — Holocaust eine leidvolle Ge-
schichte gewesen ist (und wir tun übrigens gut
daran, dies im Auge zu behalten, wenn wir beim
Nahost-Konflikt die Sicherheitsbedürfnisse der
Israelis einzuschätzen versuchen). Die Geschichte
ist auch, über die Religion hinaus, ein wichtiges
Symbol und Instrument ihrer nationalen Identi-
tät.

Schon die Vernunft gebietet uns Deutschen, uns
darüber, so gelassen es bei diesem Phänomen mög-
lich ist, klar zu sein. Die Jüngeren, die in das Unge-
heuerliche nicht verstrickt oder gar schuldig daran
gewesen sein können, blicken unbefangener zurück
als diejenigen, die die Nazizeit noch bewußt miter-
lebt haben. Sie mag die wegweisende Rede des
Bundespräsidenten vom 8. Mai 1985, die im
deutsch-israelischen Verhältnis einen Meilenstein
bedeutete, mit ihrem jüdischer Weisheit entlehnten
Leitmotiv „Das Geheimnis der Erlösung heißt Erin-
nerung“ einfacher ansprechen. Sie reagieren ande-
rerseits besonders empfindlich, wenn sie mit Kate-
gorien der Kollektivschuld in Verbindung gebracht
werden, so etwa auf die These, die Katastrophe
erkläre sich aus dem deutschen Nationalcharakter.
Mit all dem hängt zusammen, daß sich Forschung
und Literatur in der Bundesrepublik Deutschland
seit den achtziger Jahren zunehmend mit der Juden-
politik Hitlers befassen. An der Technischen Uni-
versität Berlin leitet seit 1982 Herbert A. Strauss
das neben Jerusalem einzige Institut in der Welt für
Antisemitismusforschung. Die Sorge vieler Juden
vor dem Vergessen des Holocaust und vor der „Au-
schwitzlüge“ — ein wichtiger Aspekt, auch des
deutsch-israelischen Verhältnisses — ist meiner
Überzeugung nach unbegründet.
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II. Die Vorgeschichte — zwei Männer weisen den Weg

Es ist hier nicht der Platz, im einzelnen die kompli-
zierten Entwicklungen nachzuzeichnen, die schließ-
lich zum Botschafteraustausch führten. Konrad
Adenauer und David Ben-Gurion haben dabei
weitsichtig eine herausragende Rolle gespielt. Fol-
gendes soll jedoch, da es zum allgemeinen Ver-
ständnis wesentlich ist, festgehalten werden: Die
ersten Kontakte ergaben sich aus den Wiedergut-
machungsverhandlungen, die im März 1952 in Was-
senaer begannen und nach sechs Monaten das Lu-
xemburger Abkommen ermöglichten. Darin wur-
den Israel über einen Zeitraum von zwölf Jahren
Warenlieferungen in Höhe von ,4 Mrd. DM zuge3 -
sichert und zur Vertragsabwicklung die Israel-Mis-
sion in Köln unter der Leitung von Felix Shinnar )
eingerichtet.

1

In dieser Zeit war Adenauer an der Aufnahme di-
plomatischer Beziehungen gelegen, doch hätte die
israelische Regierung das aus psychologischen
Gründen innenpolitisch noch nicht durchgestan-
den. Ihre Einstellung änderte sich indessen ange-
sichts der zunehmenden politischen Bedeutung der
Bundesrepublik Deutschland — umsomehr, als wir
während des Suez-Krieges 1956 trotz amerikani-
schen Drängens die in Luxemburg vereinbarten,
penibel ausgeführten Leistungen nicht unterbro-
chen hatten. Ab Mitte der fünfziger Jahre verhielt
sich dagegen die deutsche Seite zögerlich, um die
Aufwertung Ost-Berlins — damals und noch viele
Jahre danach für uns ein Problem allerersten Ran-
ges — durch arabische Staaten in Grenzen zu hal-
ten. Diese hatten jedes Interesse daran, Israel zu
isolieren und einem deutschen Beistand entgegen-
zuwirken. Sie versuchten — auch mit der Andro-
hung und Anwendung von Wirtschaftsboykott —
massiv Druck auszuüben, wobei sie systematisch
die DDR-Karte spielten (z. B. Eröffnung eines Ge-
neralkonsulats der DDR in Kairo 1958).
Die historische New Yorker Begegnung der beiden
großen Staatsmänner am 14. März 1960 führte dann
zu einem — vertraulichen — besonderen deut-
schen Engagement für den jungen Staat im finanzi-
ellen, rüstungspolitischen und wissenschaftlichen
Bereich (vor allem Entwicklungsanleihen zu günsti-
gen Bedingungen 2) bereits vorher angelaufene Lie-
ferungen von Rüstungsgütern verschiedenster Art

3) Vgl. Kurt Birrenbach, Meine Sondermissionen. Düssel-
dorf-Wien 1984, S. 83 ff.
4) Zitiert in: Inge Deutschkron, Israel und die Deutschen,
Köln 1970, S. 327.

in Höhe von schließlich 320 Millionen DM sowie
gemeinsame Vorhaben mit dem Weizmann-Insti-
tut.

Nicht zuletzt die von Strauß und Peres konzipierte
(auch israelische Exporte, z. B. von Uzi-Maschi-
nenpistolen und die Ausbildung israelischer Solda-
ten an den einschlägigen Waffensystemen in
Deutschland umfassende) Rüstungskooperation,
die auf Dauer nicht geheimzuhalten war, führte
Ende 1964 zu einer tiefgreifenden Verschlechte-
rung des deutsch-arabischen Verhältnisses, verbun-
den u. a. mit der Ausrichtung eines Staatsbesuchs
von Ulbricht durch Nasser im Februar 1965. Die
wirre Lage, in der die Araber ihre Karten überreizt
hatten, klärte sich dann kurzfristig durch die drama-
tische, mutige Entscheidung Erhards vom 7. März
1965, verknüpft vor allem auch mit den Namen von
Barzel und Strauß, die in den drei Verhandlungs-
runden von Birrenbach in Jerusalem konkretisiert
wurde 3).

Am 16. März billigte die Knesset die Aufnahme der
diplomatischen Beziehungen mit 66 gegen 29 Stim-
men bei zehn Enthaltungen (Eschkol: „Wir befin-
den uns alle in einem Zwiespalt zwischen Gefühl
und Verstand.“)4) Obwohl gleichzeitig — gegen
Kompensation — die Sistierung der Rüstungszu-
sammenarbeit vereinbart wurde, brachen zehn von
dreizehn arabischen Ländern entsprechend einer
Empfehlung der Arabischen Liga, welcher nur
Libyen, Marokko und Tunesien nicht folgten, noch
am 12. Mai und in den darauffolgenden Tagen ihre
Beziehungen zur Bundesrepublik Deutschland ab,
die sie erst Jahre später (zunächst Jordanien 1967,
als letzte Irak und Syrien 1974) wieder aufnahmen.
Im August überreichten die Botschafter Pauls und
Ben-Natan ihre Beglaubigungsschreiben.

Eine Übergangszeit, in der auch andere für das Ver-
hältnis der beiden Länder wichtige Ereignisse statt-
gefunden hatten (Eichmann-Prozeß 1961. Aktivitä-
ten deutscher Raketenfachleute in Ägypten in der
ersten Hälfte der sechziger Jahre, Entscheidung des
Bundestags vom März 1965, das Inkrafttreten der
Verjährung für nationalsozialistische Gewaltver-
brechen bis 1969 hinauszuschieben) war zu Ende,
ein neues Kapitel konnte beginnen.

) Vgl. Felix E. Shinnar. Bericht eines Beauftragten, Tübin-
gen 1967.
2 Bis 1965 560 Millionen DM; vgl. Rolf Vogel, Deut-
schlands Weg nach Israel, Stuttgart 1967, S. 136.
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III. Existenzsicherung Israels als Kernpunkt deutscher Nahostpolitik

Für die deutsche Politik gegenüber Israel hat die
gesicherte Existenz des jungen Staates in dauerhaf-
ten und anerkannten Grenzen, die es ihm ermög-
licht, sich ohne Druck in den von seinen Bürgern
gewünschten Lebensformen zu entwickeln, höchste
Priorität. Dieses vorrangige Interesse wird nicht nur
durch die historische Dimension des deutsch-israe-
lischen Verhältnisses, sondern auch durch den
Wunsch bestimmt, die einzige Demokratie der Re-
gion vor der Isolierung zu bewahren und zu stützen,
deren Religion westliche Kultur und Zivilisation
mitgeprägt hat und deren geistige und moralische
Grundwerte wir teilen. Das zu unterstreichen er-
scheint gerade in einer Zeit wesentlich, in der sich 
das West-Ost-Verhältnis dramatisch entspannt und
die sicherheitspolitische Bedeutung des Nahen
Ostens weniger augenfällig sein mag.

Diese Politik wird in der Tat dadurch kompliziert,
daß sich die arabische Welt, zu der Deutschland
— nie Kolonialmacht in diesem Raum — traditio-
nelle Bindungen besitzt und mit der wir schon bald
nach der Wiedererlangung der Souveränität, begin-
nend mit Ägypten und Syrien 1952, diplomatische
Vertreter austauschten und zu der wir ebenfalls
gute Beziehungen unterhalten wollen, mit Israel
— von Ägypten seit 1979 („Kalter Friede“) abgese-
hen — im Kriegszustand befindet. Dieses Span-
nungsverhältnis ist, wie für die anderen westlichen
Länder auch, eine Konstante der deutschen Nah-
ostpolitik. Es war gerade auch vor 1965 relevant
und hat, wie dargelegt, die Aufnahme diplomati-
scher Beziehungen zu Israel auf bizarre Weise mit-
bestimmt und überschattet.

Im Rahmen der außenpolitischen Zusammenarbeit
der EG-Länder (EPZ), die 1970 begründet wurde
und bei welcher die Erarbeitung gemeinsamer Posi-
tionen in der Nahostpolitik angesichts des zuneh-
menden Gewichts des Mittelmeerraums für die Ge-
meinschaft von Anbeginn an eine wichtige Rolle
spielte, bewegen wir uns auch insoweit im engen
Verbund mit den anderen europäischen Partnern.
Dies schränkt unsere Aktionsmöglichkeiten ein,
gibt uns aber andererseits die Chance, auf Konzep-
tion und Politiken der zwölf einzuwirken. Die in 
Israel tätigen Botschafter der Gemeinschaftsländer
sowie der Vertreter der EG-Kommission treffen
alle zwei Wochen zu Konsultationen zusammen;
der israelische Außenminister gibt ihnen zweimal
jährlich Arbeitsessen, im Außenministerium führen
sie gemeinsam Demarchen durch oder erhalten
Briefings usw.

Eine ausgewogene Politik der EG-Mitglieder, die
konstruktive Beiträge zum Friedensprozeß leisten

wollen, liegt durchaus auch im Interesse Israels —
nicht nur während der Zeit des Kalten Krieges, in
der die Stärkung westlichen Einflusses in den ara-
bischen Ländern ja besondere Bedeutung hatte.
Dabei gilt es sich allerdings allgemein darüber im
klaren zu sein, daß dem Handlungsspielraum der
Europäer in der Region im Hinblick auf den Nah-
ost-Konflikt jedenfalls bisher vergleichsweise enge
Grenzen gesetzt waren.

Wir Deutsche haben die Interessen Israels auch in
diesem Rahmen stets geltend gemacht. Es läßt sich
das etwa bei der Erarbeitung von Kommuniques
oder bei der Koordinierung des Abstimmungsver-
haltens bei den Vereinten Nationen und ihren Son-
derorganisationen immer wieder belegen. Das trifft
auch für parlamentarische Gremien, z. B. für das
Europäische Parlament und die International Par-
liamentary Union, zu. Vor dem Beitritt Spaniens
zur Gemeinschaft haben wir in Madrid mit Nach-
druck und erfolgreich für die Aufnahme diplomati-
scher Beziehungen zu Israel plädiert. Auch hin-
sichtlich der Beziehungen zur EG setzen wir uns
traditionell für dessen Belange ein.

Unsere häufig kritisch vermerkte Untersagung
amerikanischer Hilfslieferungen aus deutschen Hä-
fen an Israel während des Jom-Kippur-Krieges 1973
erfolgte bewußt erst, nachdem Jerusalem die Lage
militärisch wieder in den Griff bekommen hatte,
was auch von Präsident Herzog vor seinem Staats-
besuch in Deutschland ausdrücklich gewürdigt wor-
den ist. Was unsere Haltung zur PLO anbelangt, so
haben wir stets, nicht zuletzt unter dem Gesichts-
punkt ihrer Einstellung zum — und des — Terro-
rismus, strenge Maßstäbe angelegt, und die Kon-
takte Bonns halten sich im Vergleich zu unseren
EG-Partnern qualitativ und quantitativ an der un-
teren Grenze. Dies trifft auch für den Empfang
von Abu Sharif durch den Staatssekretär des Aus-
wärtigen Amts im Oktober 1989 zu, mithin
zu einem Zeitpunkt, als die USA mit der PLO
schon lange in einen permanenten Dialog einge-
treten waren.

Diese wenigen Beispiele, die sich leicht vermehren
ließen, mögen genügen, um darzutun, daß die deut-
sche Nahostpolitik die historische Dimension unse-
res Verhältnisses zu Israel bewußt im Auge behält
und in Rechnung stellt. Wir haben auch in schwie-
riger Zeit, etwa während der Ölkrise, Kurs gehal-
ten. Das läßt sich auch für die Frage deutscher
Rüstungsausfuhren in arabische Länder sagen, wo-
bei wir gewiß gut beraten waren, dieses Feld ande-
ren zu überlassen und unsere äußerst restriktive
Politik auch dann nicht zu ändern, wenn sich hier-
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für, wie vor allem bei dem in der ersten Hälfte der
achtziger Jahre vieldiskutierten Export von Leo-
pard II-Panzem nach Saudi-Arabien, unter dem

Aspekt des Ost-West-Konflikts und der stabilisie-
renden Rolle der infragestehenden Empfängerlän-
der Gründe geltendmachen ließen.

IV. Der „besondere Bilateralismus"

An der historisch bedingten Einmaligkeit, die bei
Wesen und Entwicklung des komplexen Bezie-
hungsgeflechts zwischen unseren Ländern immer
wieder deutlich wird, liegt es vor allem, daß sich 
diese Beziehungen — in unvergleichbarer Weise —
nicht nur mit den Maßstäben eigentlicher Außenpo-
litik messen und bewerten lassen, .also etwa den
Parametern der Nahostpolitik. Das erklärt sich wei-
ter daraus, daß Israel, vorwiegend aus geographi-
schen Gründen, keinem der großen zwischenstaat-
lichen oder supranationalen Zusammenschlüsse an-
gehört, die unsere Außenpolitik umfassend bestim-
men, nämlich NATO, EG und Europarat, obwohl
es zu den beiden letzteren institutionalisierte Bin-
dungen unterhält.

Das deutsch-israelische Verhältnis ist vielmehr,
über die Außenpolitik im engeren Sinne hinaus, auf
zahlreichen Gebieten durch eine besondere Zwei-
seitigkeit gekennzeichnet, die — auf Bundes-, Län-
der- und Gemeindeebene — zwar teilweise amtli-
chen Charakter hat (z. B. offizielle Besuche, Erfah-
rungsaustausch mit und Zusammenarbeit von Mini-
sterien und anderen Behörden, Städtepartnerschaf-
ten), oft aber von privaten Institutionen getragen
wird. Förderung durch öffentliche Mittel der zwei-
ten Kategorie und sonstige Mischformen (Aktivitä-
ten der politischen Stiftungen, Jugendaustausch,
wissenschaftliche und kulturelle Kooperation usw.)
sind häufig.

Die Beziehungen in all diesen Bereichen, zu denen
auch Handelsverkehr und Tourismus gezählt wer-
den können und die sich teilweise, wenn auch zu-
nächst äußerst zögernd, bereits vor 1965 angebahnt
hatten, zeichnen sich heute durch sehr beachtliche
Intensität aus. Soweit es sich quantifizieren läßt,
liegt Deutschland hier meist, von israelischer Seite
aus gesehen, entweder an erster Stelle, oder aber
wir nehmen hinter den Vereinigten Staaten den
zweiten Platz ein. Aus deutscher Sicht steht Israel
relativ, d. h. gemessen an seiner Einwohnerzahl
von 4,4 Millionen, mit Abstand an der Spitze, und
es besetzt auch absolut oft eine herausgehobene
Position. Das ist in der Öffentlichkeit nur ungenü-
gend bekannt und in der Literatur, soweit ich sehe,
nie umfassender dargestellt worden. Als ehemali-
ger Botschafter in Israel vermag ich den Stellenwert
dieser partnerschaftlichen Dimension unseres Ver-
hältnisses — in die auch die Wahlkonsulate in Haifa

und Eilat eingeschaltet sind — gut zu beurteilen.
Sie ist auch wegen der sich daraus ergebenden Kon-
takte von Eliten und Multiplikatoren wichtig. Da-
mit besitzt sie nicht zuletzt eine menschliche Seite,
trägt zum Abbau von Mißverständnissen und Vor-
urteilen bei und hat deshalb, von uns durchaus so
gemeint, mit der Aufarbeitung der Vergangenheit
zu tun. Diese hängt mit der beschriebenen Dichte
— nur vordergründig paradoxerweise — zusam-
men.

Der Strom amtlicher Besucher aus Deutschland ist 
sehr breit, und er beruht zunehmend auf Gegensei-
tigkeit. Sämtliche Kategorien gemäß föderalisti-
scher Struktur, Art der Staatsgewalt, Parteizugehö-
rigkeit und Rangebene nehmen daran teil. Den
Anfang machte schon 1957 Ollenhauer als SPD-
Vorsitzender; herausragende Ereignisse waren die
Besuche der Regierungschefs Brandt 1973, Rabin
1975, Kohl 1984 und Peres 1986 sowie vor allem die
besonders gelungenen von Bundespräsident von
Weizsäcker 1985 und Staatspräsident Herzog 1987,
bei denen im Programm und in den bewegenden
Ansprachen erneut die geschichtlich bedingte Kom-
plexität der engen Beziehungen zum Ausdruck
kam, aber auch die Notwendigkeit unterstrichen
wurde, das Verhältnis unserer Völker mit dem
Blick in die gemeinsame Zukunft vertrauensvoll zu
gestalten.

Adenauer (1966) und Schmidt (1985) hatten Israel
erst nach dem Ausscheiden aus dem Amt des Bun-
deskanzlers aufsuchen können bzw. wollen, wobei
die Wiederbegegnung Adenauers mit Ben-Gurion
im Kibbuz Sde Boker für die beiden großen alten
Männer eine tiefe menschliche Faszination besaß.
Die Israelis hängen treu an Freunden und Helfern
in schwerer Zeit, und ich habe dies 1985 bei dem
Aufenthalt von Strauß in Jerusalem und Tel Aviv
deutlich gespürt, der mit ausnehmender Herzlich-
keit empfangen wurde, obwohl er sich unmittelbar
vorher öffentlich für die Ausfuhr des Leopard II
nach Saudi-Arabien ausgesprochen hatte. Der Re-
gierende Bürgermeister von Berlin kommt im allge-
meinen im Anschluß an seine Antrittsbesuche in
London, Paris und Washington auch nach Jerusa-
lem.

Als erste Präsidenten von Knesset und Bundestag
statteten Yeshayahu 1975 und Carstens 1978 mit
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Delegationen Besuche ab. In beiden Parlamenten
gibt es seit 1978 bzw. 1970 — unter dem jetzigen
Vorsitz von Zalman Shoval und Annemarie Ren-
ger — bilaterale Ländergruppen, die bei der Aus-
gestaltung der Beziehungen eine Rolle spielen. Zur
Zeit wirken daran auf unserer Seite 125 (von 519)
Abgeordnete aller Parteien mit; zu den 28 (von 120)
israelischen Teilnehmern gehören nunmehr auch
Vertreter des früheren Cherut.
Anläßlich solcher Reisen wurden in den vergange-
nen Jahren durch die Ressortminister usw. zahlrei-
che Abkommen und Vereinbarungen über die Zu-
sammenarbeit auf den verschiedensten Gebieten
(Erfahrungsaustausch und gemeinsame Projekte
z. B. in naturwissenschaftlicher Forschung, Tech-
nologie, Landwirtschaft, Meteorologie, Fernmel-
dewesen, Entwicklungshilfe in Drittländern) ge-
troffen. Daraus hat sich regierungsseitig ein koope-
ratives Netz von erheblicher Intensität entwickelt,
wie es jedenfalls zwischen einem europäischen und
einem nahöstlichen Land einmalig ist. Auch die
erfolgreiche Visite des Segelschulschiffs „Gorch
Fock“ in Haifa 1988 hat seine Tragfähigkeit unter
Beweis gestellt.
Die parteinahen Stiftungen von CDU, CSU, SPD
und FDP unterhalten in Jerusalem oder Tel Aviv
Zweigstellen und sind in partnerschaftlichen Vor-
haben verschiedener Art, vor allem im Bereich der
politischen Bildung, aktiv. — 1975 wurde zwischen
dem Deutschen Gewerkschaftsbund und der Hi-
stadrut, der ja jenseits der eigentlichen gewerk-
schaftlichen Aufgaben allgemeine wirtschaftliche
Bedeutung zukommt, eine Partnerschaft verein-
bart. wie sie für andere Länder so nicht besteht. Sie
dient einem regelmäßigen Meinungsaustausch auf
vielen Gebieten und bemüht sich auch um die Koor-
dinierung in multilateral relevanten Fragen. Kein
Zufall war es, daß der neu gewählte Histadrut-Vor-
sitzende Kessar 1984 seine erste Auslandsreise nach
Deutschland unternahm. Die meisten DGB-

Landesverbände sind mit regionalen Histadrut-
Organisationen zusätzliche Bindungen eingegan-
gen. — Die Bundeszentrale für politische Bildung
bemüht sich darum, durch Vorträge, Besuchsreisen 
und Publikationen aller Art die Öffentlichkeit mit
dem Judentum, Israel und den politischen Proble-
men des Nahen Ostens vertraut zu machen.
Manche Ausprägungen dieses besonderen zweisei-
tigen Verhältnisses gilt den Bemühungen, die Be-
ziehungen zwischen Juden und Arabern in Israel zu
bessern. Die im letzten Absatz genannten Aktivitä-
ten sowie der — überwiegend von privater Seite
finanzierte — deutsche Zweig der Jerusalem-Stif-
tung, mit dessen Mitteln u. a. das Arabische Ge-
sundheitszentrum in Sheikh Jarrach errichtet
wurde, sowie die Unterstützung des jüdisch-arabi-
schen Dorfes Neve Shalom / Wahat-al-Salam und
des Beit Hagefen in Haifa stellen Beispiele hierfür
dar.
An dieser Stelle ein kurzes Wort über die beiden
Freundschaftsgesellschaften: die Deutsch-Israeli-
sche Gesellschaft (DIG) und ihre Schwesterorgani-
sation in Israel, die Israelisch-Deutsche Gesell-
schaft. Sie wurden 1966 bzw. 1971 ins Leben geru-
fen und werden derzeit von Erik Blumenfeld bzw.
Asher Ben-Natan geleitet. Die DIG hat 29 Arbeits-
gemeinschaften und über 3 000 Mitglieder. Die bei-
den Gesellschaften, die vor einigen Jahren Jugend-
foren geschaffen haben, pflegen das gegenseitige
Verständnis u. a. durch Vortrags- und Diskussions-
veranstaltungen,. Sprachkurse und Jugendaus-
tausch, und sie melden sich auch mit Verlautbarun-
gen zu aktuellen Fragen zu Wort. Die jährlich unter
Beteiligung prominenter Politiker veranstalteten
gemeinsamen Tagungen stellen bewährte Kontakt-
gelegenheiten dar und vermitteln wichtige Denkan-
stöße. Derartige Gremien gibt es natürlich auch im
Verhältnis zahlreicher anderer Länder, doch ist, so
scheint mir, jedenfalls in Deutschland keine aktiver
als die DIG.

V. Verständigung durch Städtepartnerschaften und Jugendaustausch

Der besondere deutsch-israelische Bilateralismus
wird wohl nirgendwo in quantifizierbarer Weise so
deutlich wie in den Städtepartnerschaften und im
Jugendaustausch. Heute gibt es über sechzig „Zwil-
lingsverbindungen“ deutscher und israelischer Ge-
meinden und Landkreise, die sich seit 1975 entwik-
kelt haben (z. B. Beersheba-Wuppertal, Haifa mit
Bremen, Mainz und Düsseldorf, Herzliya-Marl, Tel
Aviv mit Köln, Frankfurt und Bonn, Niedergaliläa
mit dem Landkreis Hannover), und immer noch

kommen neue hinzu. Sie entfalten ganz überwie-
gend eine rege Aktivität (etwa gegenseitige Besu-
che, gemeinsame Entwicklungsvorhaben, Erfah-
rungsaustausch in Verwaltungsfragen, Jugendrei-
sen, kulturelle Zusammenarbeit). Das Format die-
ser Partnerschaften wird richtig klar, wenn wir regi-
strieren, daß Israel mit den Vereinigten Staaten, in
denen immerhin über fünf Millionen Juden leben,
als nächstem folgenden Land höchstens deren fünf-
zig unterhält.
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Der beiderseitige Jugendaustausch ist ein weiteres
eindrucksvolles! besonders bedeutsames Beispiel
für Intensität und Charakter unserer Beziehungen.
Schon Ende der fünfziger Jahre kamen deutsche
Jugendliche, einzeln oder in Gruppen, nach Israel,
wenn auch anfangs noch ohne ihre Staatsangehörig-
keit nach außen zu erkennen zu geben. Seit 1961
engagieren sich Mitarbeiter der Aktion Sühnezei-
chen/Friedensdienste in Israel ständig in sozialen
Aufgaben. Junge Deutsche fühlten sich auf der Su-
che nach neuen, reizvollen Lebensformen schon
früh von den Kibbuzim angezogen, und das ist lange
so geblieben. Gegenseitigkeit ergab sich indessen
erst viel später.
Heute reisen, mit staatlicher Förderung und ange-
messen vorbereitet, jährlich etwa 7 000 Jugendli-
che aus Deutschland nach Israel und über 3 000
israelische Mädchen und Jungen nach Deutschland.
Der Austausch findet im Rahmen verschiedener
Programme (zahlreiche Schulpartnerschaften, kon-
fessionelle Gruppen, Gewerkschaften, Rotary
usw.) statt, die amtliche oder private Träger besit-
zen und in Deutschland aus dem Bundesjugendplan
und/oder durch Länder und Gemeinden, in Israel
teilweise seit 1973 über den Öffentlichen Rat für

den Austausch Jugendlicher und junger Erwachse-
ner unterstützt werden können. Derjährlich zusam-
mentretende Gemeinsame Fachausschuß entschei-
det über die Verteilung der zur Verfügung stehen-
den Mittel und bemüht sich um eine gewisse Koor-
dinierung. In unserer Botschaft ist jetzt ein eigener
Jugendattachd tätig. Hinsichtlich der aufgewende-
ten Steuergelder nimmt Israel bei uns nach Frank-
reich (Deutsch-Französisches Jugendwerk) den
zweiten Platz ein, während wir für Israel weit an der
Spitze liegen.
Wir sollten uns weiterhin darum bemühen, am Ju-
gendaustausch — ebenso wie an anderen Unter-
nehmungen unserer bilateralen Zusammenar-
beit — die aus den afrikanischen und asiatischen
Ländern eingewanderten Israelis und ihre Nach-
kommen, die heute zahlenmäßig bereits die Mehr-
heit der Bevölkerung ausmachen, zu beteiligen.
Bundeskanzler Kohl ist 1984 — als erster ausländi-
scher Politiker von Rang — mit einer repräsentati-
ven jemenitisch-jüdischen Gruppe in Jerusalem zu-
sammengetroffen. Auch die Araber des israeli-
schen Kernlandes gilt es angemessen zu berücksich-
tigen, was bisher auch keine grundsätzlichen Pro-
bleme aufgeworfen hat.

VI. „Es ist der Geist, der sich den Körper baut“

Ein sehr hoher Stellenwert im Verhältnis unserer
Länder ist ihrer engen wissenschaftlichen Zusam-
menarbeit beizumessen, aus der sie beide beträcht-
lichen Nutzen ziehen. Alle sechs israelischen Uni-
versitäten, die ebenso wie das Weizmann-Institut
Fördergesellschaften in Deutschland besitzen, un-
terhalten nunmehr mit deutschen Hochschulen elf
Partnerschaften. Verschiedene Lehrstühle natur-
und geisteswissenschaftlicher Disziplinen sind bei
ihnen mit unserer Unterstützung errichtet worden.
Zahlreiche gemeinsame Forschungsvorhaben in Is-
rael werden zweiseitig finanziert, wobei heute der
1986 gegründeten Deutsch-Israelischen Stiftung für
Wissenschaftliche Forschung und Entwicklung, zu
der die Partner je 75 Millionen DM beitragen, be-
sondere Bedeutung zukommt. Den intensiven Aus-
tausch von Professoren und Studenten erleichtern
Stipendien. Allgemein spielen in Deutschland hier
neben der Bundesregierung nicht zuletzt die Deut-
sche Forschungsgemeinschaft, der Deutsche Aka-
demische Austauschdienst, die Humboldt-Stiftung
und die Volkswagen-Stiftung eine wichtige Rolle.

Die naturwissenschaftliche Kooperation, die den
Schwerpunkt darstellt, symbolisiert israelischerseits
das Weizmann-Institut. Zwischen ihm und der
Max-Planck-Gesellschaft bestanden bereits früh
Kontakte, die sich im Verfolg des Besuchs einer

Delegation, der u. a. die Nobelpreisträger Hahn
und Lynen angehörten, 1959 in Rehovot und der
New Yorker Begegnung von Ben-Gurion und Ade-
nauer 1960 im Rahmen des Minerva-Komitees vor
allen in den Bereichen der Grundlagenforschung
laufend ausgeweitet und vertieft haben. Deutsch-
land ist seit längerem — nach den USA — der eng-
ste Partner des berühmten Forschungs- und Lehr-
zentrums5).

5) Vgl. Dietmar K. Nickel, Es begann in Rehovot. Die An-
fänge der wissenschaftlichen Zusammenarbeit zwischen Is-
rael und der Bundesrepublik Deutschland. Zürich 1990.
6) Vgl. z. B. Yohanan Meroz, In schwieriger Mission, Ber-
lin-Frankfurt 1986, S. 136 ff.

Auch der kulturelle Austausch ist über die Jahre
nach den verschiedensten Kriterien überdurch-
schnittlich rege geworden. Dies gilt für bildende
Kunst, Musik und Tanz, aber auch für Literatur,
Film und Theater, bei dem die Möglichkeiten der
Simultanübersetzung genutzt werden. Die gegen-
seitige Beteiligung an den großen Buchmessen von
Frankfurt und Jerusalem ist qualitativ und quanti-
tativ gewichtig und steigt weiter an. Bei Kultur und
Wissenschaft vermögen wir wohl an das anzuknüp-
fen. was manche für die Weimarer Zeit, allerdings
— gerade im nachhinein begreiflicherweise — be-
stritten6), als deutschjüdische Symbiose bezeichnet
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haben, wenn sie von Hitler auch unwiederbringlich
zerstört worden ist. Daß diese Tragödie in den Kul-
turbeziehungen ihre Rolle spielt, liegt auf der
Hand. Die zweiseitigen Schulbuchempfehlungen
von 1985 legten die Kriterien fest, nach denen das
Bild der beiden Völker in den Lehrmaterialien ob-
jektiv und ohne Verzerrungen gezeichnet werden
soll; die daraus resultierenden Kontakte tragen zu
Verständnis und Verständigung bei.
1969 war die der Öffentlichkeit zugängliche Biblio-
thek des Berliner Kinderarztes Dr. Hirsch von der
Botschaft übernommen worden. Sie bildete dann
den Grundstock des 1979 eingerichteten Tel Aviver
Goethe-Instituts, dem sich 1985 die Nebenstelle Je-
rusalem angliederte7). Die Institute finden mit ih-
rem anspruchsvollen Programm guten Widerhall.
Sie erteilen auch Sprachunterricht, doch vermögen
ihre Kapazitäten von jährlich rund 1 200 Schülern
den Bedarf schon lange nicht mehr zu decken: Seit
den siebziger Jahren ist, übrigens auch seitens der
aus dem Orient stammenden Juden, ein wachsen-
des Interesse an der deutschen Sprache festzustel-
len, obwohl — oder weil — diese in Israel mit dem
Ableben der Einwanderer aus dem deutschen
Sprachraum immer weniger Verwendung findet.
Seit 1977 besteht an der Hebräischen Universität
Jerusalem als germanistischer Fachbereich die
Deutsche Abteilung, die jedoch nur den aka-
demischen Grad des B. A. verleiht; ihr Ausbau auf
das Niveau der anderen Fachbereiche mit Magister-
Abschluß wäre ein erheblicher Fortschritt.

8 Vgl. I. Deutschkron (Anm. 4), S. 77 und 184.
’) Die Zahlen sind weitgehend dem Buch von Michael
Wolffsohn. Ewige Schuld? 40 Jahre deutsch-jüdisch-israeli-
sche Beziehungen, München-Zürich 1988. entnommen, der
dem Tourismus ein eigenes Kapitel gewidmet hat
(S. 102 ff.).

Sprachen sind in der Tat in vielerlei Weise mit Emo-
tionen befrachtet, und die deutsche war nach 1933
in Israel von der Mehrheit geächtet worden. Als

Außenminister Sharett gefragt wurde, wie er sich
1952 bei der Unterzeichnung des Luxemburger Ab-
kommens mit Adenauer verständigt habe, erwi-
derte er: „In der Sprache Goethes und Schillers“
(nicht etwa: Herzls). 1961 wurde bei der Auffüh-
rung von Beethovens Neunter anläßlich des 25jäh-
rigen Gründungsjubiläums des Israelischen Philhar-
monischen Orchesters die Sprache Schillers auf
englisch vermittelt8). Im israelischen Rundfunk
(der für die Einwanderer und das Ausland in zahl-
reichen Sprachen sendet) und im Fernsehen wird
bis heute kein Deutsch gesprochen, und in den
Schulen konnte es bis vor kurzem nicht gelehrt wer-
den. Bei diesen ist jetzt ein Durchbruch zu verzeich-
nen: In zwei Gymnasien in Haifa und Kfar Saba
wird seit November 1989 im Wahlfach als Fremd-
sprache Deutsch unterrichtet. In Tel Aviv konstitu-
ierte sich unlängst ein „Verein deutschsprachige
Schule“, wofür sich auch der als Kind aus Berlin
eingewanderte Oberbürgermeister Lahat nach-
drücklich eingesetzt hatte. Im Fernsehen kann man
nunmehr das Programm von 3 SAT empfangen. —
Die langwierige Entwicklung zeigt vielleicht besser
als vieles andere, daß die Normalisierung fort-
schreitet, daß dies jedoch keine Normalität bedeu-
tet.

Der Sport soll hier ebenfalls kurz erwähnt werden.
Er hat für unsere Beziehungen über seine gesell-
schaftliche Funktion hinaus auch unmittelbare poli-
tische Bedeutung, weil sich die deutschen Fachver-
bände immer wieder — zum Teil erfolgreich — für
die weitestmögliche Anbindung Israels an Europa
eingesetzt haben, um seiner regionalen Isolierung
auch insoweit entgegenzuwirken.

VII. Weitere Verbindungen und Bindungen

Die meisten der hier geschilderten Aktivitäten ha-
ben mit Reisen zwischen den beiden Ländern zu
tun. Ganz allgemein nimmt Deutschland im Touris-
mus nach Israel schon seit längerem hinter den
USA (1988: 250 000) den zweiten Platz (172 000)
ein. Bei diesem Strom, der sich aus einem dünnen
Rinnsal (1950: 180, davon 172 Juden) besonders
nach 1965 (rd. 10 000) entwickelte, handelt es sich 
häufig — gewiß stärker als bei anderen Ländern —
um auch vor dem Hintergrund der jüngeren Ge-
schichte zu sehende Bildungsreisen. Dieser Touris-
mus wurde und wird — damit zusammenhän-
gend — durch tagespolitische Ereignisse offenbar
durchaus beeinflußt (vorübergehender Rückgang
um fast ein Drittel nach den Angriffen Begins auf

Vgl. Ilse Valerie Cohnen. Entstehung und Auftrag der
Bibliothek des Goethe-Instituts Tel Aviv, in: Mitteilungs
7)

-
blatt des Verbandes der Bibliotheken des Landes Nordrhein-
Westfalen, 36 (1986) 1.

Schmidt unter Verfechtung der Kollektivschuld-
These 1981, aber auch, z. B. während des Libanon-
kriegs und seit der Intifada, aus Sorge um die per-
sönliche Sicherheit).

Die Zahl der israelischen Reisenden nach Deutsch-
land hat seit 1965 ebenfalls ganz erheblich zuge-
nommen (1987: 135 000), und in den Jahren
1983/84 kamen sogar mehr Israelis nach Deutsch-
land als umgekehrt9). Für den deutschen Botschaf-
ter sind es Erfolgserlebnisse, wenn er Israelis dazu
bewegen kann, noch bestehende Zurückhaltung
aufzugeben und Deutschland zu besuchen.
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Es überrascht nicht, daß wir (seit 1976) — nach den
USA (1988: 5,14 Mrd. Dollar) — der zweitwichtig-
ste Handelspartner Israels sind. Die Israelisch-
Deutsche Industrie- und Handelskammer in Tel
Aviv sowie die israelischen Handelszentren in Mün-
chen und Köln haben sich als Vermittler bewährt.
Seit jeher überwiegen — wie allgemein im Außen-
handel Israels und ja auch bei den meisten anderen
Ländern uns gegenüber — die Einfuhren (1988:
2,33 Mrd. DM, in erster Linie industrielle Roh- und
Vorprodukte — z. B. der Elektrotechnik, Chemie
usw., Kraftfahrzeuge und Maschinen) die Ausfuh-
ren (1,26 Mrd. DM, vor allem industrielle End- und
Vorerzeugnisse — Textilien, Chemie usw. —,
und Gemüse); das Defizit wird indessen teilweise
durch den Tourismus wieder ausgeglichen. Die Wa-
renlieferungen gemäß dem Luxemburger Abkom-
men haben uns den Einstieg in den israelischen
Markt erleichtert. Von einem Boykott ist ernsthaft
schon längst nicht mehr die Rede — wohl jedoch
vom Boykott arabischer Ländergegen deutsche Fir-
men, die mit Israel in Geschäftsbeziehungen ste-
hen, über welches Problem in den letzten Jahren
zwar weniger gesprochen wird, das aber immer
noch Bedeutung besitzt.

Das Ungleichgewicht von Import und Export ist auf
strukturelle Gründe und auf gewisse Erschwernisse
im Zugang vor allem von landwirtschaftlichen Pro-
dukten zum Gemeinsamen Markt zurückzuführen.
Wir haben uns bei der EG, die mit Israel ein Koope-
rationsabkommen unterhält10), immer wieder zum
Anwalt israelischer Anliegen gemacht. Zum Bei-
spiel wurden 1983 Leistungen gemäß dem Finanz-
protokoll, die während des Libanonkrieges ausge-
setzt worden waren, auf unser Drängen als Vorsitz-
macht wieder aufgenommen. Außenminister Gen-
scher erreichte 1988 als Ratsvorsitzender in schwie-

10) Das 1975 gemäß Artikel 238 EG-Vertrag geschlossene
unbefristete Abkommen sieht die schrittweise Errichtung ei-
ner Freihandelszone vor. Die EG beseitigte 1977, bis auf
einige Ausnahmeprodukte, die Zölle für gewerbliche Güter
aus Israel, und dieses liberalisierte 1989 die Importe von EG-
Industriewaren. — Im Agrarbereich erhielt Israel für seine
wichtigsten Ausfuhrprodukte jahreszeitlich abgestufte Zoll-
präferenzen. Die durch die Süderweiterung erforderlich ge-
wordenen Anpassungsprotokolle von 1987 sollen die tradi-
tionellen israelischen Agrarausfuhren in die Gemeinschaft
auch weiterhin garantieren; bei Zitrusfrüchten werden wäh-
rend einer Übergangszeit bis Ende 1995 die gleichen Erleich-
terungen wie für Spanien und Portugal gewährt. — Das
Kooperationsabkommen wurde 1977 durch ein Zusatzproto-
koll zur Förderung der Zusammenarbeit in den Bereichen
Produktion, Absatzförderung, industrielle Entwicklung,
Landwirtschaft, Direktinvestitionen, Wissenschaft. Techno-
logie und Umweltschutz ergänzt. — Das 3. Finanzprotokoll
von 1987 hat einen — erweiterten — Rahmen von 63 Millio-
nen ECU (rd. 126 Millionen DM), mit dem Vorhaben geför-
dert werden, die in Israel zu einer Produktivitätssteigerung
oder zur Komplementarität der beiden Volkswirtschaften
beitragen und insbesondere der Industrialisierung Israels zu-
gute kommen.

11) Vgl. Niels Hansen, Fortgeschrittene Partnerschaft, in:
Tribüne, (1983) 87; ders., Ungewöhnliche Partnerschaft, in:
ebd., (1985) 94; ders., Beständige Verständigung, in: ebd.,
(1990) 113.

rigen Verhandlungen mit dem Europäischen Parla-
ment dessen — bis zur Schlußabstimmung noch of-
fenes — Einverständnis zu den Anpassungsproto-
kollen. nach dem Israel der Direktlieferung land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse aus Gaza und West-
bank zugestimmt hatte.

Die private wirtschaftliche Zusammenarbeit, bei
welcher die Deutsch-Israelische Wirtschaftsvereini-
gung in Frankfurt Hilfestellung leistet, ist fruchtbar.
Die deutschen Direktinvestitionen in Israel, über-
wiegend in den Sektoren Beherbergung, Banken
und Industrie, belaufen sich immerhin auf etwa
500 Millionen DM. Israelische — vor allem chemi-
sche und elektrotechnische — Unternehmen inve-
stieren in Deutschland auch auf dem Gebiet der
Hochtechnologie (Computerbau). Erwähnenswert
ist die Kooperation einer israelischen und einer
deutschen Firma beim Bau von Solarkraftwerken in
den USA.

Seit 1966 erhält Israel, in Ablösung der 1960 zwi-
schen Ben-Gurion und Adenauer vereinbarten Lei-
stungen, von der Bundesregierung projektgebun-
dene zinsgünstige Darlehen in Höhe von jährlich
140 Millionen DM zur Entwicklung seiner Wirt-
schaftsstruktur. Ab 1985 ist es hier aufgrund des
Tilgungs- und Zinsendienstes Nettozahler, und von
1989 an wurden ihm nochmals verbesserte Bedin-
gungen eingeräumt. — Seit jeher werden in
Deutschland von staatlicher, aber auch von privater
Seite Israel-Bonds gezeichnet, die zumindest früher
weniger ertragreich waren als sonstige Obligatio-
nen. Auch im Rahmen des Sozialversicherungsab-
kommens von 1973 fließen namhafte Beträge nach
Israel.

Das umfassende Werk der individuellen „Wieder-
gutmachung“ gehört begrifflich nicht hierher, doch
geht von den insgesamt fällig werdenden Leistun-
gen in Höhe von weit über hundert Milliarden DM
ein erheblicher Teil — bisher vermutlich etwa
25 Milliarden DM — an israelische Berechtigte,
und das hat bei der positiven Entwicklung der Be-
ziehungen natürlich eine nicht zu unterschätzende
Rolle gespielt.

Der beschriebene „besondere Bilateralismus" ) in
seinen vielfältigen Ausprägungen, die im Rahmen
dieses

11

Beitrags nur stichwortartig dargestellt wer-
den konnten, ist durchaus einmalig und für das
deutsch-israelische Verhältnis typisch. Er stellt in 
gewissen Bereichen zwar einen mehr oder weniger
unmittelbaren materiellen Beistand für Israel in sei-
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ner nach wie vor schwierigen Lage dar, doch ist
dieser Aspekt nicht vorwiegend oder gar ausschlag-
gebend. Die engen kooperativen Strukturen, die
gegenseitiges Interesse widerspiegeln und im Inter-
esse beider Seiten liegen, bewirken nicht zuletzt
menschliche Bindungen und Affinitäten, die es mit

ihrer Hilfe weiterzuentwickeln gilt. Das ist ein kom-
plexer, schwieriger Prozeß, der über die Tagespoli-
tik hinaus Geduld und langen Atem erfordert. Er 
trägt zu Normalisierung bei, gerade weil er einen
besonderen Charakter besitzt und ihn behalten
wird.

VIII. Befangenheit und Öffnung

Andererseits gibt es auch heute in Israel durchaus
noch politische Kräfte, die gegenüber vertrauens-
vollen Beziehungen zu Deutschland skeptisch, so-
gar ablehnend eingestellt sind. Von der äußersten
Linken abgesehen, die jetzt jedoch nicht mehr die
gleiche Rolle wie früher spielt, sind dies traditionell
Teile des Cherut und der noch weiter rechts stehen-
den Parteien, die ja anfänglich — etwa bei der Auf-
nahme der Verhandlungen über das Luxemburger
Abkommen und auch der diplomatischen Bezie-
hungen — jederlei Kontakt mit Deutschland ver-
bissen bekämpften. Begin, der nahe Angehörige im
Holocaust verlor, hat dabei eine prominente Rolle
gespielt. Für ihn waren Gespräche mit Deutschen
„schlimmer als der Tod“, Schadenersatz lehnte er
als „Blutgeld“ ab ). Als Regierungschef brach er
1981, mit einem Rückfall 1983, schrill den bekann

12

-
ten Zwist mit Bundeskanzler Schmidt vom Zaun,
der sich allerdings, wie einzuräumen ist, nach einem
Besuch in Riad in einem Interview — am Holo-
caust-Gedenktag — in verschiedenen Punkten je-
denfalls mißverständlich ausgedrückt und in Israel
vor allem den Eindruck erweckt hatte, er habe,
dazu ohne Auschwitz überhaupt zu erwähnen, einer
Art deutscher Mitverantwortung für die palästinen-
sischen „Vertriebenen und Flüchtlinge“ das Wort
reden wollen.

Der deutsche Botschafter wird — im Gegensatz
zum österreichischen — nach wie vor nicht zur Teil-
nahme an der jährlichen Holocaust-Gedächtnisver-
anstaltung in Yad Vashem eingeladen, was in der
Tat eine — bittere — grundsätzliche Bedeutung
besitzt. Der Cherut hatte formal bis zur endgültigen
Verschmelzung mit den Liberalen zum Likud 1988
immer noch nicht einen Beschluß aus den fünfziger
Jahren aufgehoben, auf Parteiebene mit Deutsch-
land keine Verbindungen zu pflegen, und der aus
dieser Bewegung kommende derzeitige Knesset-
präsident, selbst den Vernichtungslagern entron-
nen, erklärte nach seiner Amtsübernahme aus-
drücklich, er lehne für seine Person Zusammentref-
fen mit deutschen Politikern ab. Ob eine solche

12) Asher Ben-Natan, Von Krisen nicht verschont geblieben.
Die Entwicklung der deutsch-israelischen Beziehungen seit
1951, in: Tribüne, (1988) 106, S. 77.

Haltung heute noch starken Widerhall findet, ist
indessen unwahrscheinlich, was auch Meinungsum-
fragen aus jüngerer Zeit bestätigen.

Das immer breitere und dichtere Beziehungsge-
flecht, wie es im „besonderen Bilateralismus" sei-
nen Ausdruck findet, beweist, daß der weit über-
wiegende Teil der israelischen Bevölkerung bereit
ist, mit einem neuen Deutschland, das die Vergan-
genheit nicht zu verdrängen sucht, zunehmend enge
Verbindungen zu knüpfen und Bindungen zu unter-
halten. Als eindrucksvolles Beispiel für die aufge-
schlossene und im besten Sinne liberale Gesinnung
maßgeblicher Israelis mag hier die Wahl des deut-
schen Botschafters zum Präsidenten des größten
Rotary Clubs des Landes in seinem fünfzigsten Ju-
biläumsjahr erwähnt werden. Ganz allgemein spre-
chen die demoskopischen Erhebungen dafür, daß
die in Israel geborenen „Zabarim“, die aus den
orientalischen Ländern eingewanderten Juden und
die jüngere Generation gegenüber Deutschland un-
befangener sind als die anderen. Das erscheint ein-
leuchtend wenn man sich dabei auch vor Vereinfa-
chungen zu hüten hat ).13

Die etwa 60 000 aus Deutschland stammenden,
weit mehrheitlich nach 1933 eingewanderten
Israelis,, die „Jeckes“14), zu denen in gewisser
Weise auch die in Österreich, Czernowitz und ande-
ren deutschen Sprachgebieten geborenen zäh-
len, haben an der günstigen Entwicklung der Be-
ziehungen — wie dankbar zu vermerken ist —
gewichtigen Anteil. Dabei spielen kulturelle Ein-
flüsse und wohl auch das Vermögen eine Rolle,
besser zu differenzieren und Klischees zu relativie-

») Vgl. M. Wolffsohn (Anm. 7), S. 99; ferner ders;
Deutsch-Israelische Beziehungen. Umfragen und Interpreta-
tionen 1952—1983, München 1986.
14) Vgl. Shlomo Erel, Neue Wurzeln — 50 Jahre Immigra-
tion deutschsprachiger Juden in Israel, Stuttgart 1983.
S. 14.

ren.

Hier ist der Platz für ein ganz kurzes Wort zur Rolle
der jüdischen Bürger der Bundesrepublik Deutsch-
land und West-Berlins im Gewebe der Beziehungen

B 15 16



der beiden Staaten ). Heute gibt es bei15 uns — lei-
der — nur noch rund 28 000 (1933: über 500 000)
Juden, zu denen etwa 6000 bis 8000 bei ihren Ge-
meinden nicht registrierte hinzuzuzählen sind — zu
zwei Dritteln Überlebende des Holocaust aus
Osteuropa, mit ihren Nachkommen, die unmittel-
bar nach dem Krieg oder auch später in Deutsch-
land ansässig wurden. In Israel stieß es lange auf
Unverständnis, daß Juden hier lebten, was im Zeit-
verlauf aber einer nuancierteren Betrachtungsweise
Platz gemacht hat. Ihre Einstellung zu Deutschland
ist. auch damit verknüpft — komplex und immer
noch sehr gefühlsbetont, doch hat sie mit den Jah-
ren an Unbefangenheit gewonnen. Die ab 1949 ins
Leben gerufenen 66 Gesellschaften für Christlich-
Jüdische Zusammenarbeit (Mitgliederzahl rund
18 000), deren dreiköpfigem Koordinierungsrat ein
Rabbiner angehört, bemühen sich engagiert um
Dialog, Verständnis und Vertrauen. Die jüdische
Gemeinschaft, deren Repräsentanten an den beid-
seitigen Besuchen der Staats- und Regierungschefs
teilnehmen, setzen sich aktiv für ein gutes und in-
tensives deutsch-israelisches Verhältnis ein. Auch
diese vielschichtigen Zusammenhänge gehören
zum besonderen Charakter der Beziehungen unse-
rer Länder.

In der Bundesrepublik Deutschland waren enge
Verbindungen mit Israel in den politischen Parteien
und bei der Bevölkerung stets unbestritten. Das gilt
auch für die Zeit der ersten Hälfte der sechziger
Jahre, als Israel an der Aufnahme diplomatischer
Beziehungen gelegen war, dies seitens der Bundes-

regierung jedoch hinhaltend behandelt wurde. Die
Entscheidung von Erhard, deren Vorgeschichte
und Abwicklung gewiß nicht als Meisterleistung
deutscher Politik gelten können, wurde von der
Öffentlichkeit gutgeheißen.

Das Image Israels in Deutschland hat, was die Mei-
nungsumfragen belegen, trotz tagespolitisch be-
dingter Schwankungen eine positive Grundten-
denz. Einen Höhepunkt stellte zweifellos der Sechs-
tagekrieg 1967 dar (was dann auch Rückwirkungen
auf das Deutschlandbild in Israel und, wie ich mich
aus meiner Tätigkeit beim Generalkonsulat New
York lebhaft erinnere, allgemein bei den Juden
hatte). Der „Sympathiebonus“ ) zugunsten Israels
im Verhältnis zu den arabischen Ländern blieb, mit
Ausschlägen im demoskopischen Diagramm nach
unten während der Ölkrise, als Folge der Kontro
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-
verse zwischen Begin und Schmidt 1981/83 sowie
des Libanonkriegs, bis 1987 deutlich erhalten. Seit
Ausbruch der „Intifada“ und der — oft einseitig
dargestellten — darauf gerichteten israelischen Po-
litik in der Westbank und Gaza hat Israel jedoch,
wenn auch vielleicht weniger ausgesprochen als
in den anderen westlichen Ländern, wachsende
Imageprobleme. Man kann davon ausgehen, daß
die jüngere Generation (zur „Intifada“ werden etwa
beim Jugendaustausch zunehmend kritische Fragen
gestellt) sowie der linke und rechte Rand des poli-
tischen Spektrums stärker mit den Palästinensern
sympathisieren als die Älteren und die etablierten
politischen Parteien.

IX. Rück- und Ausblick

Die deutsch-israelischen Beziehungen haben sich in
den letzten zweieinhalb Jahrzehnten in einer Weise
positiv gestaltet, wie es 1965 wohl niemand für mög-
lich gehalten hat. Sie sind heute in vielen Bereichen
enger als diejenigen zwischen den meisten anderen
Staaten. Das ist eine Entwicklung der Nachkriegs-
geschichte, deren Bedeutung nicht hoch genug ein-
geschätzt werden kann.
Dies gilt, wie der guten — oder besser: schlech-
ten — Ordnung halber hinzugefügt werden muß,
nicht für die DDR. Sie unterhält mit Israel bekannt-
lich keine diplomatischen oder sonstigen Beziehun-
gen. Zwar traf das bis vor kurzem auch für die mei-
sten anderen Staaten Ost- und Mitteleuropas zu,
welche die Kontakte zu Israel — mit Ausnahme

15) Vgl. Micha Brumlik/Doron Kiesel/Cilly Kugelmann/Ju-
liusH. Schoeps (Hrsg.). Jüdisches Leben in Deutschland seit
1945, Frankfurt 1988.
16) So M. Wolffsohn (Anm. 9), S. 99.

Rumäniens — 1967 abgebrochen hatten, doch ist 
leider festzuhalten, daß die Ost-Berliner Regierung
so unnachgiebig und geschäftig wie kaum ein ande-
res Mitglied des Warschauer Pakts den Direktiven
Moskaus für eine Politik der Isolierung Israels ge-
folgt ist. Das DDR-Regime leistete, als „Hort des
Antifaschismus“ vorgeblich von den nationalsozia-
listischen Untaten nicht betroffen, auch keine mate-
rielle Entschädigung, was es uns überließ; es hat
sich, zögernd und dürftig, erst 1988 dazu bereit
erklärt. Der — über ein halbes Jahrhundert nach
1933 — bekundete Sinneswandel kam sehr spät.

Die Aufnahme diplomatischer Beziehungen stellte
eine wichtige Zäsur im Verhältnis unserer Länder
dar. Sie ermöglichte erst die erzielten Fortschritte
— auch bei der Ausgestaltung des „besonderen Bi-
lateralismus", der ja zum Teil nichtstaatlichen Cha-
rakter besitzt. Bedeutende israelische Botschafter
in Bonn waren dafür mit maßgeblich. Ob sich seit
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1965 klar abgrenzbare Etappen bestimmen lassen,
erscheint mir fraglich. Es war eine kontinuierliche
Entwicklung, die allerdings von der aktuellen Poli-
tik in gewissem Umfang — positiv oder negativ —
beeinflußt wurde.
Es verwundert nicht, daß dabei emotional sensitive
Ereignisse eine Rolle gespielt haben: Etwa die
nachdrückliche Parteinahme der Bevölkerung in 
Deutschland für Israel im Sechstagekrieg, die wei-
tere Verjährungsdebatten im Bundestag, der vor-
übergehende Aufschwung der NPD und nun ge-
wisse Erfolge der Republikaner, der Anschlag auf
die israelische Olympiamannschaft in München
1972, die KZ-und Einsatzgruppenprozesse — auch
jetzt gegen Demjaniuk —, judenfeindliche Schmie-
rereien und andere antisemitische, auch antizioni-
stische — oder als solche empfundene — Handlun-
gen, die Nahost-Erklärung der EG von Venedig,
die Auseinandersetzungen zwischen Begin und
Schmidt, erwogene deutsche Rüstungsexporte in 
arabische Staaten, Sabra und Shatila, Bitburg, die
Rede des Bundespräsidenten, der „Historiker-
streit“, das Fassbinder-Stück und schließlich die
„Intifada“, die israelische Politik zu ihrer Bekämp-
fung und die darüber vor zwei Jahren im Bundestag
abgehaltene Debatte.
Der allgemeine Entwicklungsprozeß ist durch ge-
genläufig wirkende Begebenheiten, sofern sie Epi-
soden blieben, — dies ist auch meine Erfahrung vor
Ort — indessen bisher nur marginal beeinträchtigt

worden, obwohl die Medien beider Länder, jeweils
ausgiebig vertreten, bei ihrer Behandlung ja nicht
zimperlich zu sein pflegen.

Das deutsch-israelische Verhältnis beginnt sich zu
konsolidieren. Wir sind auf dem richtigen Weg.
Vertrauen stellt sich ein. Auch lange Zeit hindurch
skeptische Israelis spüren, daß man sich auf das
neue Deutschland verlassen kann. Die Intensität
unserer Beziehungen, die einzigartigen Charakter
haben, ist jedoch kein Grund, die Hände in den
Schoß zu legen. Es lohnt sich, sie weiter auszu-
bauen. Dem wird die Lösung des Nahost-Konflikts
förderlich sein, die der leidgeprüften Region end-
lich den ersehnten, umfassenden Frieden bringen
muß und die trotz aller Probleme und Schwierigkei-
ten unabdingbar und dringlich ist.

Die Aussichten für die weitere Entwicklung sind
gut. Grundlage ist die demokratische Staatsform,
die nunmehr auch auf den östlichen Teil des bald
vereinigten Deutschlands ausgedehnt wurde und
für die es in beiden Ländern keine Alternativen
gibt. Die Zukunft hält für die zwei Völker bedeu-
tende Herausforderungen bereit. Manche haben
globales Ausmaß und sind nur global zu bewältigen.
Eine enge deutsch-israelische Zusammenarbeit
wird dafür zum Nutzen aller wesentliche Beiträge
leisten können. Es gilt den Blick in die Zukunft zu
richten, ohne die Vergangenheit daraus zu verlie-
ren.
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Chaim Schatzker

Die Bedeutung des Holocaust für das
Selbstverständnis der israelischen Gesellschaft

i.

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurde die
Shoah — der Holocaust — weder im israelischen
Erziehungswesen noch in der israelischen Gesell-
schaft als Thema aufgegriffen. Es waren dies gleich-
zeitig die Jahre der Enthüllung der Shoah, ihres
Ausmaßes und ihrer Folgen durch Bücher, Zeugen,
Gerichtsprotokolle und andere Quellen; Jahre, in
denen die Immigration eines großen Teils der Über-
lebenden nach Mandatspalästina erfolgte, und
schließlich die Jahre des Befreiungskrieges und der
Staatsgründung. Das Thema des Holocaust jedoch
wurde kaum als selbständige Unterrichtseinheit in
die jeweiligen Lehrpläne der israelischen Schulen
aufgenommen. Die Behandlung des Schicksals der
Juden im Dritten Reich wurde entscheidend da-
durch bestimmt, daß die jähe Enthüllung der vorher
entweder nur bedrohlich geahnten und in ihrem
Ausmaße ganz unvorstellbaren Wahrheit oder viel-
leicht des schon Gewußten, aber nicht bewußt Ge-
wordenen mit dem Kriegsende schlagartig erfolgte.
Diese Enthüllungen wurden zunächst nicht als
Wahrnehmung eines kontinuierlichen geschichtli-
chen Prozesses empfunden, der mit rationalem hi-
storischem Kausalitätsdenken zugänglich und er-
faßbar wird, sondern vielmehr als die einen trauma-
tischen Effekt auslösende Katastrophe — Shoah.
Dies bewirkte die folgenden vier, noch im einzelnen
näher zu erklärende Tendenzen, die die Einstellung
der israelischen Gesellschaft zum Holocaust be-
stimmten.
Die erste: Die begriffliche Hilflosigkeit im Erfassen
und Ergründen des Geschehens hatte eine dämoni-
sierende Auffassung und Verteufelung der Täter
zur Folge, nicht unähnlich der Projizierung des Bö-
sen auf dämonische Ungeheuer und Teufel. Stich-
wort: Dämonisierung.
Die zweite: die Unfaßbarkeit des Holocaust. Die
vergeblichen Bemühungen einiger Überlebender,
die Dimensionen jenes „anderen Planeten“ denje-
nigen, die es selbst am eigenen Leibe nicht erfahren
hatten, zu vermitteln, ihr verzweifelter Drang, den
Holocaust als neuen Eckstein und Kriterium der
Menschheit wie der condition humaine zu begreifen
und zu etablieren, führten allesamt zu einem Kom-
munikationsverlust zwischen der einsamen Ge-

meinde der Überlebenden, ihren eigenen Kindern
und der neuen Generation. Das unerklärte und das
innerste Sein verneinende Geschehen wurde, ob-
gleich stets gegenwärtig, weder in das tagtägliche
Leben noch als innerer Bestand der israelischen
Wirklichkeit integriert, sondern verfiel einem Pro-
zeß der Verdrängung. Stichwort: Verdrängung.

Die dritte: Die Ermordung eines Drittels des jüdi-
schen Volkes erschütterte das Selbstbewußtsein
und löste eine Reaktion des verwundeten Stolzes
aus, die sich jeglicher rationalen Argumentation
verschloß. Die quälenden Fragen, innerjüdische
Fragen, die aufgewühlt worden waren durch ver-
wundeten nationalen Stolz und ein beeinträchtigtes
Selbstbewußtsein bildeten den Mittelpunkt des In-
teresses und bestimmten die aufgeworfene Proble-
matik in den Lehrbüchern, in der fachdidaktischen
Literatur, in den Schulklassen wie überhaupt die
Rezeption des Holocaust durch die gesamte israeli-
sche Gesellschaft.

Da der Holocaust nicht als eine durch politische
Umstände ausgelöste Folge von realen Ereignissen
in das nationale Bewußtsein eingedrungen war,
wurde auch die Problematik des jüdischen Wider-
standes nicht als eine reale Reaktion auf gegebene
Situationen empfunden, sondern als eine beschä-
mende, stereotype Verhaltensweise, welche sich in
entrüsteten Fragen Luft machte, wie: „Warum sind
die Juden nicht beizeiten geflohen?“, „Warum ha-
ben sie die sich so massiv abzeichnende Gefahr
nicht beizeiten erkannt und nicht vorausgesehen?“,
„Warum setzten sie sich nicht zur Wehr, und
warum“, so dieser gängige Slogan, „gingen sie wie
Lämmer zur Schlachtbank?“ Eine ganze Lehrerge-
neration versuchte vergeblich, derartigen Fragen
sachlich zu begegnen. Vergeblich, da ihre Antwor-
ten und Erklärungen — wie auch immer geartet und
ganz abgesehen von ihrer Gültigkeit — auf dem
Hintergrund der selbstanklägerisch gestellten Fra-
gen apologetisch klingen mußten. Stichwort: An-
klage und Apologetik.

Die vierte Reaktion oder Tendenz: Die verdräng-
ten Ereignisse des Holocaust, aus dem alltäglichen
Leben verbannt und eliminiert, wurden kompen-
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siert, gar überkompensiert durch eine sich in Ge-
denktagen durch symbolische Zeichen der Trauer
und Identifizierung manifestierende heftige seeli-
sche und emotionsgeladene Reaktion. Nicht vor-
wiegend im Bereich der Wissenschaft, nicht in den
Universitäten, nicht in den Schulen, sondern in 
Gedächtnis- und Mahnstätten wie Yad Vashem,
Kibbuz Lochame-Hagettaoth und in Erinnerungs-
zeremonien vornehmlich im Rahmen des Shoah-
Tages, der alljährlich als ein allgemeiner und ge-
setzlicher Trauertag begangen wird. In symboli-
schen Akten der Trauer und des Identifikations-
bestrebens suchte der Staat Israel, den Prozeß der
Verdrängung der Shoah zu kompensieren, ja auch
überzukompensieren. Stichwort: Mystifizierung
und Ritualisierung.
Diese vier von den Bewältigungs- bzw. Verdrän-
gungsversuchen her verständlichen Tendenzen bil-
deten zugleich ein Hindernis, das sich einer sachli-
chen Information und einem Lernprozeß mit ratio-
nalen Zielen und lernpsychologischen und fachdi-
daktischen Begründungen in den Weg stellte und

deren Möglichkeiten verbaute. Jedoch wurde die
Notwendigkeit eines solchen Lernprozesses anläß-
lich des dramatischen Wendepunktes des Eich-
mann-Prozesses im Jahre 1961 in aller Schärfe er-
sichtlich. Erst mit dem Eichmann-Prozeß setzte
eine Flut von Publikationen ein, die der Shoah und
ihrer Unterrichtung als sozialpsychologischem und
fachdidaktischem, erzieherischem Problem gewid-
met waren. Sie wiesen allesamt auf die Tatsache
hin, daß die israelische Gesellschaft und das israe-
lische Bildungswesen der Aufgabe der Unterrich-
tung der Shoah nicht gerecht geworden waren und
der erzieherischen Pflicht, dem durch den Eich-
mann-Prozeß erweckten Interesse der Schüler ent-
gegenzukommen, unvorbereitet gegenüberstand.
Seit dem Eichmann-Prozeß befaßte sich die didak-
tische Fachliteratur durchgehend mit diesem
Thema, wobei eine zweite Welle von Publikatio-
nen, die zum einen nach dem Sechstagekrieg und
zum anderen nach dem Yom-Kippur-Krieg ein-
setzte und in den letzten Jahren noch an Bedeutung
gewann, hervorgehoben sein soll.

II.

Im Zuge dieser Entwicklung wurden neue Lehr-
pläne erarbeitet und eine beträchtliche Anzahl von
Fortbildungskursen für Lehrer und Jugendliche ein-
gerichtet. Die diesen Bestrebungen zugrunde lie-
genden Überlegungen orientierten sich zunächst an
der Geschichtsforschung, deren Ergebnisse sie auf-
zunehmen bemüht waren; andererseits jedoch spie-
gelten sie die verschiedenen Ideologien, Weltan-
schauungen und Strömungen innerhalb der israeli-
schen und gesamtjüdischen Gesellschaft und ihre
Wandlung im Laufe der Zeit wider, die ihrerseits
von der jeweiligen politischen, wirtschaftlichen und
existentiellen Situation bedingt sind. Vor allem je-
doch galt es, die vier oben erwähnten Tendenzen als
Hindernisse, die der irrationalen Einstellung zum
Holocaust entsprangen, zu überwinden.

Die erste Einstellung — die der begrifflichen Hilf-
losigkeit in der Erfassung des Nazi-Phänomens ent-
springende dämonisierende Auffassung der Täter
— ist sowohl wissenschaftlich unzulässig als auch
erzieherisch verfehlt, da es ja darum gehen sollte,
das Böse an sich und im Menschen zu erkennen und
zu bekämpfen, es aber nicht auf außerhalb unseres
Machtbereiches liegende Objekte zu projizieren
und mithin die Verantwortung abzulehnen. Die Er-
mordung der Juden war nicht Teufels-, sondern
Menschenwerk, das nicht dämonischen Urgründen,
sondern menschlichen, psychischen, politischen,
gesellschaftlichen Motiven und Mechanismen ent-

sprang. Es gilt mithin, diese Mechanismen aufzu-
decken, ihre historischen Wurzeln und kausalen
Verbindungen darzustellen und zu verstehen zu su-
chen. Dies kann dazu beitragen, die Menschen zu
sensibilisieren, ihren Sinn für diese Gefahren zu
schärfen und durch die Erziehung zu einem an die-
ser Form von Aufklärung orientierten Handeln
künftigen Gefahren besser vorbereitet gegenüber-
zustehen.

Zur psychologischen Verdrängung: Es liegt im We-
sen der psychologischen Verdrängung, daß das Ver-
drängte nicht verschwindet, sondern weiterbesteht,
um in gefährdenden, verunsichernden Situationen
— Krisenzeiten der einzelnen Persönlichkeit wie
des gesellschaftlichen und politischen Lebens — um
so gefährlicher, weil unkontrolliert, aufzutauchen.
Es liegt nahe, daß neue traumatische Erfahrungen,
die an das Trauma des Holocaust erinnern — wie
der Eichmann-Prozeß, die Spannung, die dem Aus-
bruch des Sechstagekrieges vorausging, das Trauma
des Yom-Kippur-Krieges wie auch die steigenden
wirtschaftlichen, politischen und existentiellen Pro-
bleme der letzten Jahre — den Verdrängungspro-
zeß rückgängig machten. Das Verdrängte und Wie-
deraufgetauchte wurde somit zu einem realen Fak-
tor im Leben Israels und beeinflußte das Bewußt-
sein und die Reaktionen der Gesellschaft und des
Staates, auch im Bereiche der Sicherheits- und Au-
ßenpolitik, in entscheidendem Maße.
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Auch die dem verwundeten nationalen Stolz ent-
springenden Fragen bezüglich des Fehlens jüdi-
schen Widerstandes verbauten die Möglichkeit ei-
ner relevanten Auseinandersetzung, indem sie
diese Fragen zum dominierenden Mittelpunkt der
Auseinandersetzung mit dem Holocaust machten
und die Aufmerksamkeit von anderen, nicht weni-
gerwichtigen Gesichtspunkten ablenkten. Antwor-
ten, die auf die Aussichtslosigkeit der Juden inmit-
ten eines totalitären Machtstaates und einer feind-
lichen Umwelt hinwiesen, die überdimensionale
Betonung des Aufstandes im Warschauer Getto
und ähnliche Beispiele jüdischen Widerstandes
oder das der Bezeichnung Shoah („Katastrophe“)
hinzugefügte Wort Hagewura („Heldentum“) ver-
fehlten allesamt, weil als apologetisch aufgefaßt,
ihre Wirkung.
Apologetik vermag auch die reinste Wahrheit ins
falsche Licht zu rücken und ist aus erzieherischer
Sicht auch dann verwerflich, wenn sie sich für ein
gutes Ziel einsetzt und eine an sich berechtigte Sa-
che vertritt. Anstelle einer Unterrichtung über die
Shoah ist häufig eine Diskussion über die Haltung
der Juden in der Shoah getreten, in deren Verlauf
die Lehrer und die Erwachsenen in eine Verteidi-
gungsposition gedrängt wurden, und das Verhalten
der Opfer von den Schülern mit größter Naivität
pauschal beurteilt und abgeurteilt wurde. Dabei
handelt es sich um Vorgänge, die menschliches
Vorstellungsvermögen bei weitem überschreiten
und die auch mit Hilfe von Simulationsspielen be-
stenfalls zu scheinbaren Identifizierungsprozessen
führen und begrifflich nicht nachvollziehbar sind.
Erst die Nachwirkungen des Yom-Kippur-Krieges
und weitere Entwicklungen, die zur wesentlichen
Beeinträchtigung des Selbstbewußtseins und
Selbstvertrauens der israelischen Jugend und der
israelischen Gesellschaft führten, haben eine grö-
ßere Einfühlungsbereitschaft in die Shoah-Proble-
matik mit sich gebracht; eine Bereitschaft, den Be-
griff „Widerstand“ auch in einen breiteren geistigen
und verinnerlichten Kontext zu stellen und zu ver-
stehen.

Ich komme zur vierten Tendenz: Auch die Über-
kompensierung des Verdrängungsprozesses durch
Gedenkzeremonien war den Bemühungen um Ver-
ständnis nicht gerade förderlich. Wie berechtigt,
eindrucksvoll und würdig diese Andachts- und Ge-
denkzeremonien auch sein mögen, so muß aus
lernpsychologischer Sicht folgendes dazu bemerkt
werden: Sämtliche den Gedenktagen und Gedächt-
nisfeiern zugrunde liegenden Voraussetzungen sind
von einem Lernprozeß grundsätzlich verschieden.
Eine Gedächtnisfeier ist nicht analytisch und lern-
orientiert, sondern ganz im Gegenteil darauf ange-
legt, die schwer zu ertragende Wirklichkeit mit ei-
nem Schleier zu überdecken, sie in eine sich ständig
weiter entfernende metaphysische Sphäre entrük-
ken zu lassen, denn nur mit Hilfe dieses Schleiers
erscheint es möglich, trotz der Wirklichkeit und mit
ihr bestehen zu können. Sobald jedoch die begriff-
liche Unterscheidung zwischen Lernprozeß und
Gedächtnisfeier verwischt oder gar aufgehoben
wird, ist beiden kein guter Dienst getan. Im glei-
chen Maße, wie beide im Leben von Menschen,
Gesellschaften und Völkern berechtigt und notwen-
dig sind, kann keines von beiden an die Stelle des
jeweils anderen treten.

Dies scheint jedoch in der israelischen Gesell-
schaft und in den israelischen Schulen weitgehend
vergessen zu sein. Anstelle der Konzeption von
sachlichen Lernprozessen, die sehr wohl auch Ge-
fühle erwecken, auslösen und verstärken kön-
nen — im Falle der Shoah sogar müssen —, trat
nun der an sich fragwürdige Begriff des emo-
tionalen Lernens. Diese Konzeption, die sich 
nicht damit begnügen mochte, das Erwecken von
Emotionen als eines der Resultate eines an
sich sachlichen Lernprozesses zu erwarten, son-
dern die Emotion als seelische Voraussetzung,
Motivation, Inhalt, Lemziel und Lernmittel zu-
gleich erachtete, erschien der israelischen Schul-
praxis bis vor wenigen Jahren als dem Thema der
Shoah am angemessensten; sie wurde jedoch letzt-
lich weder dem Lernvorgang noch dem Empfinden
wirklich gerecht.

III

Die negativen Reaktionen auf diese die erste Pe-
riode kennzeichnenden Tendenzen führten zu einer
zweiten Periode der Perzeption des Holocaust
durch die israelische Gesellschaft. Eine Konzep-
tion, die ich als instrumentale Tendenz oder Pe-
riode gekennzeichnet habe. Im Mittelpunkt der Be-
mühungen um eine Auseinandersetzung mit dem
Holocaust standen nun eher die Schüler als die

Überlebenden mit ihrer undurchdringbaren und
unübertragbaren Welt von Erinnerungen, die Zu-
kunft mehr als die Vergangenheit, Unterrichtung
mehr als Gedenken, nüchterne Unterrichtsmetho-
den mehr als sakralrituelle Zeremonien, universale
und nicht lediglich jüdische Elemente. Dies war
bezeichnend für eine Zeit, in der die ersten hoff-
nungsvollen und vielversprechenden Schritte des
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neugeschaffenen Staates Israel mit dem Ziel einer
vollen Integration in die Völkerfamilie als ein nor-
males und gleichberechtigtes Mitglied unternom-
men wurden; ein Ziel, das zunächst trotz aller
Schwierigkeiten möglich und sogar unerwartet er-
folgreich erschien; ein Ziel, dem der Holocaust und
das Andenken an den Holocaust nicht im Wege ste-
hen sollten.

Anstelle der irrationalen, dämonisierenden, emo-
tionsgeladenen und sakralen Einstellung trat nun
die Auffassung der Unterrichtung des Holocaust als
ein eine instrumentale Funktion erfüllender Vor-
gang. Mittels der Auseinandersetzung mit dem Ho-
locaust sollten nun demokratische, staatsbürgerli-
che, moralische, historische, nationale sowie uni-
versal-humanistische Ziele wahrgenommen und er-
reicht werden: Unterrichtung des Holocaust nicht
als Selbstzweck, sondern auch als Mittel, die Schü-
ler mit den ihm zugrunde liegenden Mechanismen
und Verhaltensstrukturen vertraut zu machen und
dadurch die Verhaltensweisen der jüngeren Gene-
ration mit Blick auf eine bessere Zukunft zu verän-
dern.
Es scheint, als ob auch diese Einstellung, wenn bis
zur äußersten Konsequenz gespannt, sich selbst ad
absurdum zu führen droht und leicht in das Gegen-
teil des Gewollten umschlagen mag. Die Gefahr
besteht auch in der Bundesrepublik, daß der Holo-
caust, wenn er durch die verschiedenen Disziplinen
lediglich als Mittel zur Erreichung ihrer jeweiligen
Ziele verstanden und eingesetzt wird, seine eigene
Substanz und seine eigenständige Definition einzu-
büßen droht — siehe Historikerstreit. Das Resultat
war in manchen Fällen ein überabstrahierter Unter-
richt. Um den Holocaust den Schülern zugänglich
zu machen, zu erklären und erzieherische Ziele zu

erreichen, wurde er nicht selten trivialisiert, weger-
klärt. Anstatt die Schüler im Hinblick auf seine
Abnormalität zu sensibilisieren, gewöhnten sich die
Schüler daran, ihn als eine von verschiedenen mög-
lichen menschlichen und sozialen Verhaltensweisen
zu betrachten.

Sollte die Behandlung der Shoah lediglich eine sol-
che instrumentale Funktion erfüllen als exemplari-
sches Anliegen und als eindrucksvollstes Beispiel
für eine fehlentwickelte Minoritätenbehandlung
und Entstehung von sozialen Vorurteilen, für die
Gefahren eines totalitären Machtstaates und der-
gleichen mehr? Wird eine solche schematische und
der historischen Einmaligkeit nicht adäquate Be-
handlung der innewohnenden Tragik der Ereignisse
gerecht? Eine solche rein soziologische, politologi-
sehe Analyse der Shoah, die die Strukturen der
gesellschaftlichen und politischen Prozesse verab-
solutiert, überabstrahiert und von menschlichen
Belangen, Gedanken, Gefühlen, Taten, Freuden
und Trauer entleert betrachtet, muß eher verfrem-
dend wirken und kann Empathie und Identifizie-
rungsbereitschaft gar nicht erst aufkommen las-
sen.

War die Unterrichtung in der ersten Epoche allzu
sehr von Emotionen belastet, so scheint die hier
eingeschlagene Richtung der entgegengesetzten
Gefahr nicht zu entgehen. Wird im Zuge der an sich
wertvollen Bemühungen der jeweiligen Diszipli-
nen, die Grundstrukturen im Holocaust auszulegen
und transparent zu machen, wird dadurch nicht der
Holocaust selbst zu einem instrumentalen Stereo-
typ, der sich letztlich auch austauschen ließe -
Gastarbeiter? —, wenn sich ein näherliegendes und
anschaulicheres Beispiel dafür böte?

IV.

Es waren unter anderem auch diese Überlegungen,
die zu der dritten Periode führten, in der sich die
Auseinandersetzung der israelischen Gesellschaft
mit der Shoah zur Zeit befindet und die ich als exi-
stentielle Einstellung bezeichnen will. Die existen-
tielle Einstellung ist ein Vorgang, der sich in den
letzten Jahren, in der jüngsten Zeit herausgebildet
hat. Die existentielle Einstellung kritisiert die in-
strumentale als zu einseitig, abstrakt, universal und
verfremdend und mithin den wahren Kern des Ho-
locaust verfehlend — nämlich die direkte, unmittel-
bare Konfrontation der Schüler mit dem existentiel-

len Kampf der Juden in einer inhumanen, dehuma-
nisierenden Situation angesichts von Verfolgung,
Gettobedingungen und des fabrikmäßigen Mor-
des.
Mittels interdisziplinärerMethoden und der Heran-
ziehung von Literatur, Filmen und vor allem münd-
licher Zeugenberichte von Überlebenden, die jah-
relang geschwiegen haben und erst in den letzten
Jahren eine intensivere Aufmerksamkeit gefunden
zu haben scheinen, ist diese Einstellung bestrebt,
die Schüler zu einer direkten Identifikation mit dem
traumatischen Erlebnis der Realität des Holocaust
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zu führen und mit der jüdischen Welt zu konfron-
tieren, die dabei vernichtet wurde und unterge-
gangen ist — so z. B. durch Schülerreisen nach
Auschwitz. Ganze Schulen, Tausende von israeli-
schen Jugendlichen erleben dort eine fast phy-
sische Identifizierung durch den Gang durch
Auschwitz selbst, den Todesweg, diesen Gang in 
die Gaskammern, den seinerzeit die Opfer gegan-
gen sind. Wer im israelischen Fernsehen diese Bil-
der gesehen hat von einer jüdischen Jugend, die in
Auschwitz stand und weinte, der versteht, be-
kommt es anschaulich vor Augen geführt, was mit
dieser direkten Identifizierung'gemeint ist. Es ist 
schwer, allein durch Worte zu verdeutlichen, wel-
ches Ziel diese Einstellung durch eine solche di-
rekte Identifizierung — man könnte auch Trauma-
tisierung sagen — mit dem gräßlichen Geschehen
verfolgt und welche Motivationen sie dabei bestim-
men.
Besteht eine gewisse Affinität zwischen der gegen-
wärtigen Situation Israels, seiner politischen und
wirtschaftlichen Probleme und seiner existentiellen
Verunsicherung? Ist es vielleicht das rapide An-
wachsen einer aggressiven neonazistischen, antise-
mitischen und antizionistischen Bewegung, die zu
der uralten Erfahrung zurückzufinden scheint, daß

alle Welt gegen uns ist, und damit eine Erfahrung,
die sich mit den Wurzeln des existentiellen Lebens-
kampfes zur Zeit des Holocaust innerlich verbun-
den fühlt? Ist es vielleicht gar die uneingestandene
Hoffnung politischer wie religiöser Extremisten,
mittels der Identifikation mit dem Holocaust ihren
Argumenten Nachdruck zu verleihen? Oder ist es
schließlich ein weltweites Phänomen, den Holo-
caust als Symbol der condition humaine zu betrach-
ten — charakterisiert durch Vietnam, Biafra, Kam-
bodscha, die Energiekrise, ungelöste wirtschaftli-
che und soziale Probleme, Ungewißheit und Be-
fürchtungen bezüglich der Zukunft, illustriert durch
das neu erwachte, weltweite Interesse am Holo-
caust?

Im gesamten Spektrum des israelischen Lebens gibt
es wohl kaum ein emotionsbeladeneres und von
ungelösten seelischen Konflikten beschwerteres
Thema als die Shoah. Schwankend zwischen An-
klage, Selbstbeschuldigung und Apologetik, zwi-
schen dem Zwang zur Bewältigung und dem Zwang
zur Verdrängung, begleitet sie das israelische Le-
ben und bestimmt das Bewußtsein des Volkes und
des Staates, insbesondere in Situationen der Span-
nung und der Gefahr.

23 B 15



Peter Gottstein

Israel und die Palästinenser-Frage
Probleme und Perspektiven

Seit dem Herbst 1989 ziehen die großen Entwick-
lungen in Osteuropa die Aufmerksamkeit der Welt-
öffentlichkeit in ihren Bann. Wo jahrzehntelang
Völker und Bevölkerungen von autoritären, hoch-
bürokratischen Regimen unterdrückt worden sind,
brechen sich ganz unverhofft politische Potentiale
und Talente Bahn, um mit Vernunft und Pragma-
tismus Mißwirtschaft und Not zu beseitigen. In Eu-
ropa entsteht so eine Atmosphäre der Konstrukti-
vität und des guten Willens, die plötzlich eine Lö-
sung multilateraler und zwischenstaatlicher Streit-
fragen — zuvor Gegenstand jahrzehntelanger,
mühseliger Verhandlungen — zu beiderseitigem
Nutzen möglich macht. So naheliegend, ja, so na-
türlich erscheint der neue Umgang zwischen den
Staaten West- und Osteuropas, daß der Betrachter
sich fragt, welche bösen Geister denn die alten poli-
tischen Führer zu solcher Verblendung geritten ha-
ben — und warum es denn solange dauern mußte,
bis man sich von ihnen befreien konnte.

Bei Europas südlichen Nachbarn im Nahen Osten
scheint eine solche Zeitenwende noch in weiter
Ferne zu liegen. Dabei gibt es durchaus erfreuliche
Entwicklungen in der Region, die immerhin als er-
ste Schritte in Richtung auf etwas mehr Frieden
angesehen werden können. Das sind vor allem die
Beendigung des irakisch-iranischen Krieges am
Golf, ferner der Zusammenschluß von insgesamt
neun arabischen Staaten in zwei, primär auf nicht-
militärische Kooperation ausgelegten Bündnissen,
des weiteren Demokratisierungstendenzen in diver-
sen arabischen Ländern und schließlich die Rein-
tegration des führenden gemäßigten arabischen
Staates Ägypten in die Arabische Liga.

Der Nahost-Konflikt, in dessen Zentrum die Aus-
einandersetzung zwischen Israel und dem palästi-

nensischen Volk ) steht, ist seit viel1 en Jahren kei-
ner Lösung näher gekommen. Von amerikanischer,
europäischer, aber auch arabischer und israelischer
Seite sind im Verlauf der Jahrzehnte Konzepte für
eine Lösung angeboten worden, ohne daß der von
allen gewünschte dauerhafte und gerechte Friede
erreicht werden konnte. Auf die naheliegenden
Fragen, warum das so ist, und welche Ansatzpunkte
und Chancen es für eine Verständigung der beiden
Konfliktparteien gibt, versucht dieser Beitrag eine
Antwort zu finden.

Dieser Aufsatz wurde inhaltlich Anfang März 1990
abgeschlossen. Seither hat die Arbeitspartei sich —
anscheinend unter massivem amerikanischem Ein-
fluß — zur Aufkündigung der Koalition bereitge-
funden. Die Abspaltung einer kleinen Gruppe vom
Likud im Zusammenhang mit der parteiinternen
Auseinandersetzung über inhaltliche und Machtfra-
gen hat es möglich gemacht, daß die Arbeitspartei
erstmals seit 1973 den Auftrag zur Regierungsbil-
dung erhalten hat. Das Resultat der gewiß äußerst
schwierigen Regierungsbildung ist zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt noch völlig offen. Die folgenden Be-
trachtungen beruhen allerdings auf der Analyse
zum einen von mehr als sechs Jahren Außenpolitik
der Koalitionsregierung von Likud und Arbeitspar-
tei und zum anderen der israelischen Grundwerte
und -interessen, wie sie sich spätestens seit der
Staatsgründung 1948 entwickelt haben, so daß sie
wohl auch in absehbarer Zukunft Gültigkeit besit-
zen dürften.

1) Im Interesse begrifflicher Klarheit bezeichnen wir die Ge-
samtheit der Palästinenser als „die Palästinenser“ oder „das
palästinensische Volk“. Darin sind die Untergruppen der in
arabischen Lagern lebenden Flüchtlinge, der Auslandspalä-
stinenser und der Bevölkerung im Westjordanland und im
Gaza-Streifen zusammengefaßt.
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I. Die Entwicklung des politischen Prozesses bis zur Intifada

Zwei Jahre nach Ausbruch des Aufstandes der pa-
lästinensischen Bevölkerung in den von Israel be-
setzten Gebieten (Intifada2)) hat sich im Nahost-
Konflikt weniger verändert, als — je nach Interes-
senlage — erhofft oder befürchtet worden war. Er
hat bisher eine Zuspitzung der Auseinandersetzung
bewirkt und dadurch die Aufmerksamkeit der Öf-
fentlichkeit auf Israels Besatzungspolitik gelenkt.
Das ist an sich und aus humanitären Gründen wich-
tig, doch geraten dabei die eigentlichen Konflikt-
punkte leicht aus dem Blickfeld. Diese finden wir
jedoch besonders deutlich wieder, wenn wir uns
zunächst die politischen Positionen der Kontrahen-
ten vor Ausbruch des Palästinenseraufstandes ver-
gegenwärtigen.

2) Dieser arabische Begriffhat zur Bezeichnung des Aufstan-
des der palästinensischen Bevölkerung im Westjordanland
und im Gaza-Streifen, die von Israel seit dem Junikrieg von
1967 besetzt und verwaltet werden, allgemein Verbreitung
gefunden. In der deutschen Literatur wird er häufig mit „Ab-
schüttelung" übersetzt, was jedoch ein Szientismus ist. Im
arabischen Sprachgebrauch ist das Wort „Intifada“ durchaus
mit der Bedeutung „Rebellion“ oder „Aufstand“ und nota-
bene einem positiven Beiklang verbreitet. Als „Intifada“
wurden sowohl frühere Palästinenserunruhen als auch der
Sturz des Schahs durch das iranische Volk bezeichnet.

Israel wurde im Dezember 1987 von einer großen
Koalition aus Arbeitspartei und Likud-Block re-
giert. Sie war das Ergebnis der Parlamentswahl von
1984, die mit einem Unentschieden zwischen den
beiden großen Parteien endete. Zum ersten Mal in 
Israels Geschichte bot sich keiner von ihnen die
Möglichkeit, zusammen mit einigen der zahlreichen
kleineren Parteien eine mehrheitsfähige Regierung
zu bilden. In langwierigen und mühsamen Verhand-
lungen wurde ein Regierungsprogramm erarbeitet,
das man unter das Motto der „Nationalen Einheit“
stellte. Da die beiden Partner der Regierung der
Nationalen Einheit (RNE) politisch wenig gemein-
sam hatten, spiegelte das Programm nicht mehr als
einen Minimalkonsens wider. In der Frage einer
Nahost-Friedenslösung entsprach das einer Weiter-
führung des „Camp-David-Prozesses“. Schrittweise
sollten Israels arabische Nachbarn, zunächst vor
allem Jordanien, in bilaterale Friedensverhandlun-
gen eingebunden werden. Dieses Vorgehen, bei
dem keine Rolle für die PLO vorgesehen war, ist in
trilateralen Verhandlungen zwischen den Präsiden-
ten Carter (USA), Sadat (Ägypten) und Premier-
minister Begin (Israel) im Herbst 1978 entwickelt
worden. Es war die Grundlage des ägyptisch-israe-
lischen Friedensvertrages vom März 1979. Die
Hoffnung, daß auf diesem Weg Frieden auch mit
Israels übrigen Nachbarn erreicht werden könnte,

hat sich jedoch nicht erfüllt2a). Die Uneinigkeit
begann allerdings bei der Frage, welche Position
Israel bei Verhandlungen über die Gestaltung der
Friedensordnung einnehmen sollte, wenn ein Frie-
densprozeß erst einmal in Gang gekommen wäre.
Da dies jedoch nicht akut war, ließ man den Dissens
auf sich beruhen. In der Folge konnte man von den
Mitgliedern der israelischen Regierung je nach Par-
teizugehörigkeit die unterschiedlichsten und mit-
einander unvereinbaren Positionen hören, ohne
daß dies mehr als wechselseitige und folgenlose
Verärgerung in der Koalition ausgelöst hätte.
In diesem Minimalkonsens der RNE fanden sich für
die PLO wenig Anknüpfungspunkte. Im Gegenteil,
der Kompromiß zwischen Schamir und Peres und
ihren Parteien hatte Israels Position im wesentli-
chen negativ definiert: kein selbständiger Palästi-
nenserstaat, keine Gebietsabtretungen, selbstver-
ständlich keine Verhandlungen mit der PLO, aber
auch keine eigene Palästinenservertretung, ja, nicht
einmal kleinste Veränderungen am Status quo soll-
ten gebilligt werden.
Die Arbeitspartei war mit dieser Linie keineswegs
glücklich, hätte aber ihr eigenes, den PLO-Forde-
rungen etwas entgegenkommenderes Wahlpro-
gramm allenfalls um den Preis eines Bruchs der
Koalition forcieren können — was ihr nach sieben
Jahren der Opposition nicht ratsam schien. Als
Folge des Wahlergebnisses waren die Koalitions-
partner einander ausgeliefert, was im Bereich der
Außenpolitik besonders für die Arbeitspartei
schmerzlich war. Der politische Prozeß um den
Nahost-Konflikt war somit auf Stagnation program-
miert.

Unter diesen Bedingungen gab es wenig Raum für
ein Entgegenkommen gegenüber Israels Nachbarn,
und für außenpolitische Initiativen fehlte die Basis.
Deutlicher als in anderen Bereichen zeigte sich dies
an dem Schicksal des Arbeitsprogramms von Schi-
mon Peres, dem laut Koalitionsvereinbarung die
Ministerpräsidentschaft in der ersten Hälfte der Le-
gislaturperiode zufiel. Ambitioniert hatte sich Peres
nichts weniger als eine Revision der israelischen
Politik gegenüber den arabischen Nachbarstaaten
und eine Belebung des „Friedensprozesses“ vorge-
nommen. Angestrebt wurde der Abzug der israeli-
schen Armee aus dem Libanon, die energische Wie-
deraufnahme von Verhandlungen mit Ägypten, mit

2a) Vgl. Udo Steinbach/Rüdiger Robert. Der Nahe und Mitt-
lere Osten, Bd. 1, Opladen 1988, S. 651-654. Einen knap-
pen Überblick liefern Friedrich Schreiber/Michael Wolff-
sohn, Nahost. Geschichte und Struktur des Konflikts, Opla-
den 1989, S. 257-267.

B 15 26



dem es trotz des Friedensvertrages noch etliche
ungelöste Streitfragen gab, und schließlich das ver-
stärkte Werben um Jordaniens Zustimmung zum
Camp-David-Prozeß und — nach den Vorstellun-
gen nur der Arbeitspartei — zu einer Lösung der
Palästina-Frage durch eine jordanisch-palästinensi-
sche Föderation. Dies alles waren Punkte, die an
sich bereits schon ein gerüttelt Maß an Konfliktstoff
zwischen den Koalitionspartnern beinhalteten.
Schon die bloße Entfaltung eines solchen Aktivis-
mus mußte nach den Jahren der Stagnation unter
Begin und Schamir für große Teile des Likud-
Blocks etwas Irritierendes haben. Besonders provo-
zierend wirkte jedoch auf die Likud-Fraktion, daß
sich dieser „Peres-Plan“ zwar ausdrücklich auf das
Regelwerk von Camp David berief, jedoch insge-
samt einerweniger engen Auslegung folgte. Gerade
im prozeduralen Bereich, in dem es zu keiner Eini-
gung der Koalition gekommen war, erklärte der
Premier schlicht die Linie seiner Partei zur Regie-
rungspolitik. Dies war für den Likud eine ärgerliche
Herausforderung, obwohl dieser Plan in der dama-
ligen politischen Situation mangels arabischer Part-
ner kaum realisierbar war.
Immerhin konnte Peres damit einen taktischen, in-
nenpolitischen Erfolg verbuchen, indem er dem Li-

kud mittels des Koalitionszwanges die Zustimmung
abtrotzte. Der Ministerpräsident hatte aber nur-
mehr noch sechzehn Monate bis zur vereinbarten
Rotation mit Außenminister Schamir zur Verfü-
gung, zu wenig, um große außenpolitische Verän-
derungen bewirken zu können. Mit diesem Argu-
ment, wohl auch mit dem Appell an das natio-
nale Gewissen seiner Fraktionskollegen und vor
allem mit dem Gelöbnis, über die penible Ein-
haltung der Koalitionsvereinbarung zu wachen, ge-
lang es dem Außenminister, dem Peres-Plan
schließlich doch zu einer Mehrheit in der Knesset
zu verhelfen und damit die Koalition zu ret-
ten*).

3) Vgl. Jerusalem Post vom 13. 6. 1985; Archiv der Gegen-
wart (AdG), 1985, S. 29294.
4)Vgl. Peter Gottstein, Die PLO-Dimension israelischer
Außenpolitik gegenüber Ägypten. Jordanien und Marokko,
in: Außenpolitik, 40 (1989) 3, S. 303-316.

Obwohl der Peres-Plan letztlich für konkrete Ver-
handlungen über die Palästina-Frage keinen Fort-
schritt gebracht hat, ist er dennoch aus heutiger
Sicht in zweierlei Hinsicht wichtig: Inhaltlich inter-
essiert er als letzter detaillierter Entwurf der Ar-
beitspartei für einen Friedensprozeß und zugleich
letzter israelischer Plan vor Ausbruch der Intifada.
Sein politisches Schicksal interessiert, weil es Auf-
schluß über einige Axiome israelischer Außenpoli-
tik gibt, ohne deren Kenntnis die israelische Seite
der „Friedens-Gleichung“ im Nahen Osten unver-
ständlich bleibt.

II. Die Palästina-Frage als Prüfstein israelisch-arabischer Beziehungen

Wie an anderer Stelle im Detail ausgeführt
wurde4), verfolgte Schimon Peres das Ziel, unter
Ausnutzung seiner geringen Spielräume Israels offi-
zielle Beziehungen zu Ägypten auszubauen und zu
verbessern. Auch mit gemäßigten Staaten wie Jor-
danien und Marokko, zu denen es Anknüpfungs-
punkte gab, sollte das Verhältnis weiter entwickelt
werden, wofür Peres und die von ihm geführte Ar-
beitspartei einen beträchtlichen Preis zu zahlen be-
reit waren. Im Kern bot Peres seinen arabischen
Gesprächspartnern materielle Anreize gegen politi-
sche Zugeständnisse. Diese konnten so unter-
schiedliche Gestalt annehmen wie ein israelisches
Entgegenkommen im israelisch-ägyptischen Streit
um den Grenzstreifen Taba am Roten Meer, wie
das Angebot von Entwicklungshilfe in der Land-
wirtschaft oder wie das Jordanien vorgeschlagene
Kondominium über das Westjordanland — mit jor-
danischer Verwaltung und Bewirtschaftung und is-
raelischer Kontrolle allein über die Sicherheitsbe-

lange5). Im Gegenzug sollten Beziehungen zum
Staat Israel aufgenommen und diese auf der Grund-
lage der jeweiligen bilateralen Interessen gestaltet
werden. Konkret hieß dies, daß die Araber darauf
verzichten sollten, die Lösung des Palästinenser-
problems zur Vorbedingung für irgendwelche Ver-
handlungen mit Israel zu machen.

Diese auf den ersten Blick vielleicht banal wirkende
Gegenleistung bedeutete unter den Bedingungen
der arabischen Umwelt jedoch eine grundlegende
außenpolitische Kursänderung. Sich darauf einzu-
lassen, hieß für die angesprochenen Staaten nicht
nur, in Gegensatz zu allen Beschlüssen arabischer
Gipfelkonferenzen seit 1974 und damit in Konflikt
mit den Staaten der arabischen Liga zu geraten. Es
bedeutete auch ein ganz erhebliches innenpoliti-

5) Abgesehen von zahllosen Signalen, die zumeist auf dem
Weg über Presseerklärungen — oft genug wohl auch bei
mehr oder weniger geheimen Treffen direkt — übermittelt
wurden, hatte sich die Arbeitspartei in ihrem Wahlprogramm
öffentlich auf diese „Jordanische Option“ festgelegt. Vgl.
British Broadcasting Corporation, Summary of World
Broadcasts, The Middle East (SWB/ME), 26. 4. 1988, und
die Erklärung Peres’ vor der Presse anläßlich eines Besuches
in Paris, in: Le Monde vom 25. 9. 1988. S. 3.
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sches Risiko. Wohl in allen arabischen Bevölkerun-
gen herrschte und herrscht nämlich ein hoher Grad
an Mitgefühl und Solidarität mit den Palästinensern
und ein ebenso hohes Maß an Abneigung gegen den
Staat, dem man deren Unterdrückung zur Last legt.
Mit diesem Staat Beziehungen aufzunehmen war
und ist daher für arabische Regime ein Schritt mit
hohem Risiko. Bis zu einer fundamentalen Ände-
rung der arabischen Beschlußlage bleibt ein solcher
Schritt wohl nur einem Land möglich, das — wie
Ägypten — autonom und stabil genug ist, den Zorn
der Bruderländer auszuhalten und dessen Regime
über ein ausreichendes Maß auf Popularität ver-
fügt.

Trotz der wenig günstigen Rahmenbedingungen er-
zielte Peres mit seiner Strategie außenpolitische
Achtungserfolge. Es gelang ihm und seiner Mann-
schaft, Israels Beziehungen mit Ägypten wiederzu-
beleben und die Lösung rein bilateraler Streitfragen
ins Auge zu fassen. Aber selbst von diesem Land
erhielt die Regierung der Nationalen Einheit nicht
die erhoffte Zustimmung zu ihrem Friedensplan.
Jordanien und Marokko, um die sich Peres eben-
falls intensiv bemühte, waren aus ihrer jeweiligen
Position heraus weder bereit, noch wohl auch in der
Lage, die israelischen Angebote aufzugreifen. So-
wohl König Hussein als auch Marokkos König Has-
san II. bewegten sich jedoch — gewiß auch im
wohlverstandenen Interesse ihrer Länder — behut-
sam auf Israel zu und gingen dabei wohl an die
Grenzen ihrer Handlungsmöglichkeiten. So gab
Jordanien den 1979 von der Arabischen Liga gegen
Ägypten wegen seines Friedensschlusses mit Israel
verhängten Boykott auf und erneuerte seine diplo-
matischen Beziehungen mit Kairo. Auch an direk-
ten Signalen gegenüber Israel ließ es König Hussein
nicht fehlen. Der marokkanische Monarch ging in 
spektakulärer Weise soweit, Premierminister Peres
zu einer offiziellen Unterredung in seinem Sommer-
palast zu empfangen. In Israel beglückwünschte
man sich zu Recht zu diesen Entwicklungen, ver-
kannte aber oder ignorierte, daß es nun an Israel
war, seinerseits echte politische Währung anzubie-
ten. Doch nun zeigte sich, wie eng das außenpoliti-
sche Korsett der Regierung der Nationalen Einheit
war.

Was sich Israels Gesprächspartner nach ihren Zuge-
ständnissen im Gegenzug erwarteten, hatten insbe-
sondere Präsident Mubarak und König Hussein
deutlich zum Ausdruck gebracht: Israel sollte der
Palästinensischen Befreiungsorganisation nicht län-
ger jene Anerkennung schuldig bleiben, die es für
sich selbst von den arabischen Ländern forderte,
oder sich zumindest einer indirekten Mitwirkung
der Organisation am Verhandlungsprozeß über
eine politische Lösung nicht in den Weg stellen.
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Außerdem sollte Israel sich bereit erklären, die
Friedensverhandlungen im Rahmen einer interna-
tionalen Konferenz abzuhalten. Diese brauchte
zwar nicht die verbindliche Autorität zu erhalten,
die von arabischer Seite früher gefordert worden
war, sollte aber doch mehr als nur den rein zeremo-
niellen Charakter haben, den in Israel Premiermi-
nister Peres — nicht jedoch sein Außenminister
und Koalitionspartner Schamir — als äußerstes Zu-
geständnis akzeptiert hatte.

Hier wurde der israelischen Regierung gewiß kein
goldenes Tablett hingehalten. Dennoch handelte es
sich bei diesem von Ägypten, Jordanien, Marokko
und der PLO mitgetragenen Vorschlag um ein rea-
listisches Angebot. Mehr konnte Israel eigentlich
nicht erwarten. Immerhin war ja davon auszuge-
hen, daß diese Verhandlungsposition jenen Län-
dern bereits erhebliche politische Kosten im Ver-
hältnis zu anderen, kompromißloseren arabischen
Staaten verursacht hatte. Hinzu kam, daß die Re-
gierung der Nationalen Einheit selbst mit ihren fort-
währenden Koalitionskrisen, der Heterogenität ih-
rer Partner und dem seltsamen Rotationsarrange-
ment an der Spitze in arabischen Augen keinesfalls
als verläßlicher Partner für riskante Initiativen er-
scheinen konnte. In dieser Situation blieb die Re-
gierung der Nationalen Einheit das erforderliche
Gegenangebot aufdie arabischen Vorschläge schul-
dig. Im Gegenteil — seit dem Wechsel Jitzhak
Schamirs an die Spitze der Regierung wurden
selbst die bilateral orientierten Initiativen Schimon
Peres’ zurückgeschraubt und verebbten schließ-
lich.

An dieser verpaßten Gelegenheit wird der israeli-
sche Part im nahöstlichen Dilemma deutlich: Zum
einen wurde und wird Israel von einer Koalition
geführt, die auf einem denkbar kleinen Konsens
beruht und deren Flexibilität also gering ist. Daher
konnte zum zweiten die Arbeitspartei unter Schi-
mon Peres die materiellen und taktischen politi-
schen Leistungen, die sie potentiellen arabischen
Partnern im Zusammenhang mit ihrer Außenpoli-
tik offerierte, nur zum Teil oder nur gegen erhebli-
chen Widerstand aus den Reihen des Koalitions-
partners durchsetzen, was die außenpolitische
Glaubwürdigkeit der Regierung beeinträchtigte.
Zum dritten fehlte es den israelischen Sozialisten an
der Entschlossenheit, ihre Außenpolitik auch um
den Preis eines Koalitionsbruchs und des Risikos
von Neuwahlen durchzusetzen6). Und schließlich
blieb selbst die in der Koalition so umstrittene au-
ßenpolitische Position der Arbeitspartei noch weit
hinter den nicht unberechtigten Forderungen der
kompromißbereiten arabischen Staaten zurück.

6 Nach damaligen Umfrageergebnissen genoß Peres in der
Öffentlichkeit große Popularität, hätte also gute Chancen für
einen Wahlerfolg gehabt.
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III. Israel und die PLO:
ein Konflikt von Grundwerten und -interessen?

Gewiß ist Israels Dilemma in dieser Zeit vor Aus-
bruch der Intifada nicht allein auf die innenpoliti-
sche Konstellation, wie sie sich nach den Wahlen
von 1984 ergab, zurückzuführen. Eine wichtige
Rolle spielt auch das besondere Sicherheitsbedürf-
nis der israelischen Bevölkerung, wie es sich aus der
kollektiven, direkten oder tradierten Erfahrung des
Holocaust und des jahrzehntelangen gewaltsamen
Konflikts mit den arabischen Nachbarn entwickelt
hat7). Gleichwohl hat sich eine .israelische Regie-
rung unter Menachem Begin, Mosche Dayan und
Ezer Weizman trotz hoher Kosten 1979 zu einem
Friedensvertrag mit Ägypten bereitgefunden —
dem Land, das bis dahin als Israels gefährlichster
Feind gegolten hatte. Auch hat die israelische Re-
gierung immer wieder ihre Bereitschaft erklärt, mit
allen anderen arabischen Staaten Verhandlungen
aufzunehmen, einschließlich des unnachgiebigen,
mit Israel um die Wette rüstenden Syrien Hafiz al-
Assads. Sicherheitserwägungen dürften also kaum
der Hauptgrund sein für Israels Weigerung, die
PLO als Verhandlungspartner anzuerkennen und
damit die wichtigste offene Forderung der arabi-
schen Seite zu erfüllen.

7)Vgl. hierzu ausführlicher Amnon Neustadt, Israels zweite
Generation. Auschwitz als Vermächtnis, Berlin 1987; ferner
Peter Gottstein, Israels Haltung zur Palästina-Frage. Kon-
zepte und Hintergründe, in: Verfassung und Recht in Über-
see, 22 (1989) 2, S. 205 ff.
8 Vgl. z. B. Neue Züricher Zeitung (NZZ) vom 25. 2. und
7 5. 1989. Relativierend muß hier angemerkt werden, daß
immer noch nur wenige israelische Politiker der großen Par-
teien dazu bereit sind, überhaupt darüber nachzudenken,
unter welchen Bedingungen mit der PLO verhandelt werden
könnte. Einer dieser wenigen ist Schimon Peres, vgl. sein
interview in: Politique Internationale, 28 (1985), S. 21.

Von prinzipieller Bedeutung ist dagegen die Frage
der Anerkennung des Staates Israel. Dabei handelt
es sich um ein äußerst diffiziles Problem, das aus
israelischer Sicht durch eine diplomatisch-völker-
rechtliche Anerkennung seitens einer arabischen
Regierung oder gar der PLO selbst noch lange nicht
aus der Welt geschafft wäre. Sie müßte vielmehr
eine eindeutige Anerkennung auch der Legitimität
der Existenz dieses Staates beinhalten8). Dies wird
meist in die Forderung gekleidet, die PLO müsse
ihre Nationalcharta, in der der Anspruch auf ganz
Palästina, also das israelische Staatsgebiet einge-
schlossen, zum Ausdruck gebracht wird, ändern.

An diesem Punkt ist ein fundamentaler Wahrneh-
mungsgegensatz zwischen Israelis und Arabern zu
konstatieren. In Israel wird die Staatsgründung von
1948 als Anknüpfung an die seit der Spätantike
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unterbrochene Staatstradition verstanden. Als min-
destens genauso wichtiges Argument wird außer-
dem die niemals unterbrochene religiöse und kultu-
relle Orientierung der Juden auf „Eretz Israel“, das
Land Israel, angeführt. Religiöse Argumente im
eigentlichen Sinn werden dagegen von israelischer
Seite aus gutem Grund nicht ins Feld geführt, da in
der jüdischen Teleologie die Wiedererrichtung ei-
nes Staates für das in die Diaspora zerstreute Volk
der Juden dem wiedergekehrten Messias Vorbehal-
ten ist. Das ist im übrigen der Grund für die auf den
ersten Blick seltsam anmutende Opposition der jü-
dischen Fundamentalisten gegen den Staat Israel.
Im Ergebnis gibt es in Israel also einen sehr weitge-
henden, wenn auch nicht völligen Konsens über die
historisch und gewissermaßen naturrechtlich fun-
dierte Legitimität des jüdischen Staates. Hieraus
erklärt sich, daß in israelischer Sicht die Ansiedlung
jüdischer Einwanderer zumindest im israelischen
Kernland und die Verteidigung der Sicherheit des
Staates eine „höhere Legitimität“ besitzen, als die
Ansprüche der dort ansässigen oder geflohenen
arabischen Bevölkerung.

Von gravierender Bedeutung für ein Verständnis
der Situation ist nun die Differenzierung des Be-
griffs „Anerkennung“. Unausgesprochen wird
nämlich dessen weitgefaßte Variante zum Maßstab
für das israelische Verhältnis zu den Arabern erho-
ben. Nun ist jedoch weder für die Araber im allge-
meinen, noch für die Palästinenser im speziellen
vorstellbar, ein höheres Anrecht der Juden auf Pa-
lästina bzw. Eretz Israel anzuerkennen, wie es mit
dieser Variante gefordert wird. Schließlich können
sie der (zweitausend Jahre lang unterbrochenen)
jüdischen Staatstradition ihre jahrhundertealte Be-
siedlung entgegenstellen. Und heilig ist das Land
nicht nur den Juden, sondern auch den Muslimen,
für die der Felsendom und die al-Aqsa-Moschee in
Jerusalem die wichtigsten heiligen Stätten außer-
halb von Mekka und Medina sind. Daneben sollte
man hier auch an die nicht unbedeutende Minder-
heit der arabischen Christen und deren Heiligtümer
denken. Die Araber können insofern ebenfalls hi-
storische und naturrechtliche Ansprüche auf Palä-
stina anmelden, die man nicht anders als den israe-
lischen ebenbürtig bezeichnen kann.

Die arabische Haltung schließt aber durchaus keine
Anerkennung im engeren Sinne, wie sie letztlich ja
auch den Beziehungen Israels mit anderen Staaten
und nicht zuletzt mit Ägypten zugrunde liegt, aus.
Dies wäre eine Anerkennung, die sich zum einen
der normativen Kraft des Faktischen beugt, also der
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Einsicht, daß der jüdische Staat in über vierzig Jah-
ren zu fest verankert und zu weit entwickelt worden
ist, als daß er noch beseitigt werden könnte. Zum
anderen wäre sie Ausdruck des arabischen Einge-
ständnisses, daß es heute in Palästina auch ein jüdi-
sches Volk gibt, das ein authentisches Recht hat,
dort zu leben. Dafür bräuchte man die eigenen
Ansprüche nicht aufzugeben; sie würden als ein
— nunmehr moralisches — Recht fortbestehen,
das an politischer Relevanz verlöre, je größer die
Freizügigkeit zwischen dem Staat Israel und seinem
palästinensischen Nachbarn würde.

Die hier zugrunde gelegte Differenzierung von Le-
gitimität und Anerkennung in eine moralische und
eine realpolitische Sphäre ist gewiß keine einfache
Leistung. Daß sie realisierbar ist, zeigt zum einen
das Beispiel der Bundesrepublik mit ihrer Aufgabe
der Hallstein-Doktrin Ende der sechziger Jahre.
Zum anderen läßt sich ja durchaus argumentieren,
daß die PLO mit ihrer deutlichen, wenn auch nicht
expliziten Anerkennung Israels im November 1988
genau diese Differenzierung vollzogen und ihre
Machbarkeit auch im nahöstlichen Kontext bewie-
sen hat9). Die israelische Koalitionsregierung hat
eine solche Interpretation der PLO-Haltung aller-
dings von sich gewiesen und daher auch keine Not-
wendigkeit gesehen, ihrerseits in Richtung auf ei-
nen Kompromiß zu gehen. Insofern erhellt, daß der
israelische Legitimitätsanspruch auch als Instru-
ment zur Torpedierung mißliebiger politischer Ent-
wicklungen eingesetzt werden kann.

10) Vgl. z. B. die Umfrage der Ost-Jerusalemer Zeitungal-
Fajr unter der Bevölkerung der Besetzten Gebiete, veröf-
fentlicht in Washington am 8. 9. 1986, nach Journa! of Pale-
stine Studies, 16 (1986/87) 2, S. 196-207. Diese Unterstüt-
zung ist im übrigen nicht gleichzusetzen mit der Zustimmung
zu Jassir Arafat selbst, der ja mit einer bestimmten „Frak-
tion“ der PLO, der al-Fatah, identifiziert wird. Als Präsident
des Exekutivkomitees der Organisation bzw. als Präsident
der Exilregierung verfügt er aber über eine sichere Mehrheit
im PNR.
11) Vgl. z. B. die PLO-Erklärung zur Entführung des Passa-
gierdampfers Achille Lauro, bei der ein amerikanischer Jude
ermordet wurde, in: Süddeutsche Zeitung vom 10. 10. 1985,
S. 3.

Die grundsätzliche israelische Haltung in der Legi-
timitätsfrage erzeugt jedoch ein weiteres Hindernis
auf dem Weg zu Verhandlungen. Wenn der israeli-
sche Staat und die jüdische Besiedlung Palästinas
als unzweifelhaft legitim angesehen werden, muß
jeglicher Widerstand dagegen kriminell sein. Nun
hat sich der bewaffnete Widerstand der Palästinen-
ser gerade in den Jahren bis zum Oktoberkrieg zum
Teil solcher Formen der Gewalt bedient, daß da-
mals nicht nur Israel, sondern die ganze westliche
Welt vom kriminellen Charakter der PLO über-
zeugt war. In Israel ist diese Sicht auch heute noch
vorherrschend. So besteht zumindest in der Bevöl-
kerung die Tendenz, die PLO für jede Gewalttat
gegen Israelis verantwortlich zu machen, gleich, ob

9) In seiner Resolution vom 16. 11. 1988 bekennt sich der
Palästinensische Nationalrat (PNR) — das palästinensische
Exilparlament und nach eigener Definition der höchste Re-
präsentant des palästinensischen Volkes — zu einer friedli-
chen Lösung des Palästina-Konfliktes gemäß den Resolutio-
nen der Vereinten Nationen. Entsprechend fordert er den
vollständigen Abzug Israels aus allen besetzten Gebieten,
zugleich aber ein „Sicherheits- und Friedensarrangement für
alle Staaten der Region“ — also nicht etwa die Auflösung des
Staates Israel; vgl. die Auszüge aus der Erklärung des PNR
in: New York Times vom 17. 11. 1988, S. A8.

dahinter PLO-Renegaten wie die Gruppen Abu
Nidals und Abu Musas oder unkontrollierbare Min-
derheiten innerhalb der PLO stecken.

Gegen Verhandlungen mit der so definierten „Ver-
brecherorganisation“ aber sperren sich die Parteien
des rechten israelischen Spektrums grundsätzlich.
Im linken Parteienspektrum sind es nur die klein-
sten und radikalsten, die direkte Verhandlungen
mit der PLO befürworten. Die Arbeitspartei ist in
dieser Frage gespalten. Der Verteidigungsminister
Rabin repräsentiert jene, die die PLO nicht als ver-
handlungswürdig ansehen. Parteichef Peres jedoch
äußert sich öffentlich etwas vage dahingehend, daß
er mit jedem Palästinenser reden werde, der der
Gewalt abgeschworen und sich auf eine friedliche
Lösung des Konflikts verpflichtet habe. Daneben
gibt es einzelne — wie Minister Ezer Weizman oder
Staatssekretär Jossi Beilin —, die es für unvermeid-
bar halten, sich auf die PLO einzulassen. Bezeich-
nenderweise liegt nicht einmal der Haltung der
kompromißbereiteren Kreise Israels, soweit es sich
nicht gerade um vorwiegend von Arabern geprägte
Parteien handelt, so etwas wie Vertrauen in die
PLO zugrunde. Vielmehr folgt sie der Einschät-
zung, daß die PLO unumgehbar geworden ist, Ver-
handlungen mit ihr folglich als Gebot politischer
Vernunft zu betrachten sind.

Die PLO hingegen beansprucht für sich, die einzige
legitime Vertreterin des palästinensischen Volkes
zu sein. In diesem Anspruch kann sich die PLO
nach allen verfügbaren Informationen auf die Un-
terstützung einer überwältigenden Mehrheit der
Palästinenser sowohl in den besetzten Gebieten als
in der Diaspora stützen ). Was den von Israel so
bezeichneten Terrorismus angeht, so hält die PLO
Schläge gegen israelische Interessen unter Beru
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-
fung auf das in der Charta der Vereinten Nationen
festgelegte Recht auf nationale Selbstverteidigung
für legitim. Allerdings distanziert sich die Organisa-
tion seit langem von Gewaltaktionen mit eindeutig
kriminellem Charakter und beschränkt ihren
Kampf erklärtermaßen auf Israel und die besetzten
Gebiete ).11 10
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Die von der Mehrheit der israelischen Parteien im-
mer wieder gestellte Forderung, „die Palästinen-
ser“ sollten sich zum völligen Gewaltverzicht bereit
erklären, ist für die PLO also indiskutabel. Dies gilt
gleichermaßen im Zusammenhang mit der palästi-
nensischen Volkserhebung. Die israelische Regie-
rung hat dagegen erklärt, daß sie deren Beendigung
zur Vorbedingung für Verhandlungen mit einer Pa-
lästinenservertretung (notabene nicht der PLO)
macht. Das ist angesichts des menschlichen Leides
vor allem für die Palästinenser und der materiellen
Schäden für alle Beteiligten ein verständlicher
Wunsch. Tatsächlich werden damit jedoch Gesprä-
che in noch weitere Ferne gerückt. Diese Vorlei-
stung widerspricht ja nicht nur den erwähnten palä-
stinensischen Grundrechten, sondern erscheint der
palästinensischen Führung angesichts des Erfolges
der Intifada auf der internationalen wie der inner-
palästinensischen Ebene auch nicht opportun ).12

An dieser Stelle ist noch eine Anmerkung nötig.
Bisher wurden vor allem die Hindernisse auf dem
Weg zu politischen Verhandlungen, die sich aus
israelischen Wahrnehmungen, Grundwerten und
Interessen ergeben, dargestellt. Dies sollte vom Le-
ser nicht als Parteinahme oder einseitige Schuldzu-
weisung interpretiert werden. Es gibt zweifelsohne
nicht nur auf Seiten Israels, sondern auch bei den
Palästinensern kontraproduktive Einstellungen.

Beispielsweise erschwert es die Kommunikation
mit den Israelis, wenn die Einzigartigkeit des Holo-
caust und dessen Folgen auf die Psyche und das
Denken der Überlebenden ignoriert werden oder
wenn die PLO das israelische Sicherheitsbedürfnis
allzu leicht nimmt. Allerdings hat die Forderung an
eine unter Besatzung leidende Bevölkerung, sie
solle Mitgefühl ausgerechnet mit ihrer Besatzungs-
macht haben, doch auch etwas Wirklichkeitsfernes
an sich.
Schließlich ist die palästinensische Rhetorik oftmals
nur allzu geeignet, bei westlich denkenden Men-
schen Mißtrauen in die Vernunft und Besonnenheit
sowohl der politischen Führer als auch der Bevöl-
kerung zu wecken. Gewiß, es spricht bei dem ge-
genwärtigen Stand der Dinge vieles dafür, daß Is-
rael an der Reihe ist, durch bestimmte Modifikatio-
nen seiner Haltung, insbesondere durch die Aner-
kennung der PLO als Verhandlungspartnerin oder
besser: als formeller Konfliktpartei einen Fort-
schritt im politischen Prozeß im Nahen Osten zu
ermöglichen. Dennoch darf man sich keiner Illusion
hingeben. Selbst die heute noch so schwierig er-
scheinende Anerkennung der PLO ist letztlich nur
eine Präliminarie zu den eigentlichen Verhandlun-
gen. Zwar werden diese damit wohl erst möglich —
leicht wird eine Lösung des Konflikts aber deshalb
noch lange nicht.

IV. Die Konzepte einer

Im folgenden wollen wir die Konzepte zur Lösung
des palästinensisch-israelischen Konflikts betrach-
ten, wie sie von den verschiedenen politischen
Kräften in Israel — gleich, ob sie an der Regierung
beteiligt oder in der Opposition sind — vertreten
werden. Im Interesse der Übersichtlichkeit sollen
innerparteiliche Differenzen, wie sie insbesondere
im Likud und in der Arbeitspartei bestehen, nur am
Rande berücksichtigt werden. Inhaltlich sollen vier

Friedenslösung in Israel

grundsätzliche Themenbereiche der Lösungskon-
zepte unterschieden werden: Erstens die Grenzzie-
hung zwischen Israel und seinen Nachbarn, zwei-
tens die Gestaltung der politischen und administra-
tiven Belange der Palästinenser, drittens der Zeit-
plan bis zur Erlangung des angestrebten Endzustan-
des und viertens die Modalitäten der Verhandlun-
gen.

12) Vgl. z. B. die Erklärungen zum Schamir-Plan vom Früh-
jahr 1989 von achtzig führenden Persönlichkeiten aus den
Gebieten, in: NZZ vom 29. 4. 1989; ferner die Erklärungen
der al-Fatah und der Sozialistischen Demokratischen Front
zur Befreiung Palästinas (beide in der PLO), SWB/ME vom
11.7. 1989 und in jüngerer Zeit die PLO-Erklärung zum Plan
des US-Außenministers, in: Jordan Times vom 6. 11. 1989.
Einen sehr brauchbaren Überblick über die Ursachen und
den Verlauf des ersten Jahres der Intifada sowie deren Ziel-
setzungen und Ergebnisse liefert Alexander Flores. Intifada.
Aufstand der Palästinenser, Berlin 1988. Obwohl mit Sym-
pathie für die Palästinenser geschrieben, ist das Buch durch-
aus nicht einseitig.13) Vgl. den Text in: Jerusalem Post vom 15. 5. 1989,
S. 2.

1. Die Grenzziehung

a) Likud

Im Mai 1989 hat die israelische Regierung unter
Federführung Jitzhak Schamirs eine „Friedens-
initiative“ vorgelegt13), an deren Ausarbeitung
höchstwahrscheinlich auch Verteidigungsminister
Jitzhak Rabin von der Arbeitspartei beteiligt gewe-
sen ist; gleichwohl ist die Initiative dem Likud zuzu-
ordnen. Für den Likud kommt eine Veränderung
des Status von Judäa, Samaria und dem Gaza-Strei-
fen (d. h. den von Israel besetzten Gebieten) nur in 
Übereinstimmung mit den Richtlinien der RNE in
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Frage. Diese Richtlinien, die im Prinzip bereits bei
den Verhandlungen zur Bildung der ersten RNE
(1984-1988) ausgearbeitet und 1988 nur bestätigt
wurden, legen ihrerseits wiederum fest, daß keine
Veränderung des Status quo herbeigeführt werden
solle, es sei denn im Konsens der Koalitionspartner.
Dies bedeutet vor allem, daß Gebiete weder abge-
treten, noch annektiert werden dürfen und daß fer-
ner Verhandlungen mit der PLO ausgeschlossen
bleiben ).14

Die Bedeutung dieser seltsamen Verklausulierung
erhellt, wenn man das Wahlprogramm des Likud
konsultiert ). Dort ist festgelegt, daß „das jüdische
Volk ein ewiges, unanfechtbares Recht auf das
Land Israel hat, das mit dem Recht auf Sicherheit
und Frieden verwoben ist“. Zudem habe der israe-
lische Staat „ein Recht und einen Anspruch auf die
Souveränität über Judäa, Samaria und Gaza“, den
Israel „zu geeigneter Zeit . . , erheben“ und ver-
wirklichen werde. Die Aufgabe, aber auch eine Tei-
lung der Gebiete wird strikt abgelehnt, da sie „un-
ser Recht aufdas Land untergräbt, unweigerlich zur
Errichtung eines palästinensischen Staates, zur Be-
einträchtigung der Sicherheit der Zivilbevölkerung
führt, die Existenz des Staates Israel gefährdet und
die Chance auf Frieden zerstört“.

14 Vgl. AdG 1984, S. 28055.
15) Vgl. Aaron Chankin. Israel and the territories. Back-
ground and Policy. Part I: Israeli Positions. Unveröffentlich-
tes Manuskript, Jerusalem (Moshe Sharctt Institute) ca.
1988, S. 30 ff. (i. F. zit. „Positions“).
16) Vgl. Positions, S. 24 ff. 17) Vgl. Positions, S. 30.

b) Techija-Partei
Diese Partei wurde von ehemaligen Likud-Mitglie-
dem aus Protest gegen Israels Zugeständnisse an
Ägypten im Friedensvertrag von 1979 gegründet. In
ihren Prinzipien deckt sie sich mit dem Likud, sieht
also ein Anrecht Israels aufganz Palästina gegeben.
Entsprechend lehnt sie Gebietsabtretungen auch im
kleinen ab. Im Gegensatz zum Likud fordert die
„Bewegung“ vielmehr die sofortige Annexion der
besetzten Gebiete und sogar die Aufhebung der
Sonderrechte für Muslime auf dem Tempelberg in 
Jerusalem, wo mit Rücksicht auf die al-Aqsa-Mo-
schee und den Felsendom, die drittheiligsten Stät-
ten des Islam, keine jüdischen Gottesdienste er-
laubt sind. Hinsichtlich der territorialen Frage ist
die Techija repräsentativ auch für die übrigen klei-
nen und noch radikaleren Parteien auf der Rechten
des israelischen Parteienspektrums.

c) Arbeitspartei
Mit ihrem Wahlprogramm von 1988 ) folgt die
Arbeitspartei dem Grundinteresse,
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Israel als einen
Staat mit klarer jüdischer Bevölkerungsmehrheit

und Identität zu bewahren. Nach ihren Vorstellun-
gen soll sich Israel daher von der administrativen
Verantwortung für alle besetzten Gebiete trennen.
Allerdings soll sich der militärische Einflußbereich
Israels weiterhin bis an den Jordan erstrecken, was
zum einen mit der Stationierung israelischer Einhei-
ten an strategischen Punkten und zum anderen mit
der Beibehaltung der jüdischen Siedlungen im Jor-
dantal, in der östlichen Umgebung von Jerusalem
und anderswo erreicht werden soll. Zum dritten
seien die geräumten Gebiete, insbesondere die Bal-
lungszentren der palästinensischen Bevölkerung,
zu demilitarisieren. Im Ergebnis bedeutet das Kon-
zept der Arbeitspartei, daß sich Israel auf Grenzen
zurückzieht, die jenen von 1967 ähnlich sind. Eine
wichtige Abweichung betrifft die Stadt Jerusalem,
die die Arbeitspartei — wie fast alle anderen Par-
teien auch — für Israel beansprucht. Mit dieser
Ausnahme würden die vorgesehenen Veränderun-
gen ausschließlich Sicherheitsinteressen, nicht je-
doch wirtschaftlichen oder anderen dienen.

d) Parteien des linken Spektrums
Wie die Arbeitspartei, so lehnen auch die Bürger-
rechtspartei Ratz, die Partei der sozialistischen Kib-
butzbewegung Mapam und die Progressive Frie-
densliste eine Annexion des Westjordanlandes und
des Gaza-Streifens ab. Ratz und Mapam teilen prin-
zipiell auch deren territoriale Vorstellungen, d. h.
auch sie vertreten eine weitgehende, aber sicher-
heitsrelevante Bereiche ausnehmende Räumung
der 1967 eroberten Gebiete. Dies unterscheidet sie
von der Friedensliste, die sich für eine bedingungs-
lose Räumung einsetzt.

2. Die politische Zukunft der Palästinenser

a) Likud
Die Partei Jitzhak Schamirs erklärt sich grundsätz-
lich nur zu Verhandlungen über das politische
Schicksal der jetzt in den Territorien lebenden Be-
völkerung bereit. Damit grenzt sie also die heute
noch in diversen arabischen Ländern lebenden pa-
lästinensischen Flüchtlinge aus. Deutlicher als
Schamirs Friedensplan besagt auch in dieser Frage
das Wahlprogramm des Likud, daß mit den Palästi-
nensern gemäß dem Autonomie-Plan von Camp
David, natürlich in der engeren Likud-Interpreta- 
tion, verfahren werden soll. Die dort vorgesehene
Autonomie sei „nicht als Staat, nicht als Souveräni-
tät und nicht als Selbstbestimmung“ auszulegen17)-
Natürlich dürfen auch Israels Sicherheitsinteressen
nicht berührt werden. Daher bleiben Sicherheits-
und Außenpolitik sowie die Kontrolle der Ressour-
cen der Gebiete dem Staat Israel vorbehalten.
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Soweit sie nicht mit diesen Einschränkungen kolli-
diert, soll den Palästinensern am Ende des Frie-
densprozesses „volle Autonomie“ gewährt werden.
Damit kann aber wohl nur lokale Selbstverwaltung
gemeint sein, da nicht allzu viele Befugnisse übrig
bleiben. Es gibt im übrigen erste Anzeichen, daß im
Likud Erwägungen angestellt werden, Jordanien an
der Verwaltung der palästinensischen Gebiete zu
beteiligen. So ist schon im Wahlprogramm der Vor-
schlag enthalten, allen Bewohnern von Eretz Israel
entweder die israelische oder die jordanische
Staatsbürgerschaft anzubieten. In seinen Erläute-
rungen zum Friedensplan vor der Knesset hat Scha-
mir darüber hinaus sowohl Jordanien als auch
Ägypten eine Beteiligung an den Verhandlungen
über Probleme der Wirtschafts- und Infrastruktur,
die mit einer gewählten Palästinenservertretung ab-
zuhalten wären, angeboten18).

“) Vgl. ebda., S. 31, sowie SWB/ME vom 19. 5. 1989, S. 1 ff.
Den konkretesten Vorschlag in dieser Richtung, der eine ge-
meinsame jordanisch-palästinensisch-israelische Verwaltung
sowie israelische Militärkontrolle vorsieht, hat der Parlamenta-
rier Zalman Shoval in der Jerusalem Post vom 11.7. 1989 vor-
gestellt. Derlei unterscheidet sich nur noch graduell von der
Position des Rabin-Flügels der Arbeitspartei, ist aber heute im
Likiid wohl noch nicht mehrheitsfähig.

) Vgl. Positions, S. 25.

b) Techija und rechte Parteien

Wie der Likud so schließen auch die übrigen Par-
teien des rechten politischen Spektrums die palästi-
nensische Diaspora aus ihren Überlegungen aus. Im
Kontrast zum Likud halten sie aberjegliche Art von
Zugeständnissen für unakzeptabel. Ihnen allen ge-
meinsam ist die Ablehnung auch der geringsten
Übertragung separater politischer Rechte an die
palästinensische Bevölkerung des Westjordanlan-
des und des Gaza-Streifens. Während die radikalen
Miniparteien Tsomet, Kach (der Formierung des
gewalttätigen Rabbiners Kahane) und Moledet
mehr oder weniger offen den „Transfer“ der arabi-
schen Bevölkerung aus den Territorien in die ara-
bischen Länder fordern, soll diese nach den etwas
gemäßigteren Vorstellungen der Techija die jorda-
nische Staatsbürgerschaft annehmen, aber dann in
Israel permanente Aufenthaltserlaubnis und „glei-
che Rechte und Pflichten“ — ausgenommen Wehr-
dienst und Wahlrecht — erhalten.

c) Arbeitspartei
Die politische Zukunft der Palästinenser ist in der
Sicht Schimon Peres’ und seiner Partei am besten in
einem gemeinsamen jordanisch-palästinensischen
Staat zu verwirklichen, dem auch die „dicht von
Palästinensern bevölkerten Gebiete des Westjor-
danlandes und des Gaza-Streifens“ zuzuschlagen
wären19). An diesen Staat wünscht die Partei die

Kontrolle über die rund 1,5 Millionen Palästinenser
abzutreten. Auf einen separaten Palästinenser-
staat, auch wenn er eine Konföderation mit Jorda-
nien anstrebte, will sie sich aber nicht einlassen.

d) Mapam und die linken Parteien

Die Mapam-Partei, die bis zur Bildung der Regie-
rung der Nationalen Einheit 1984 eine Listenver-
bindung mit der Arbeitspartei hatte, stützt ihr Kon-
zept für die politische Zukunft der Palästinenser auf
eine ganz ähnliche Einschätzung wie ihre frühere
Partnerin. In ihrem Lösungsvorschlag ist sie jedoch
mutiger. Zwar strebt auch sie die Errichtung eines
jordanisch-palästinensischen Staates unter Einbe-
ziehung des Hauptteils der Gebiete an; ihn hält sie
auch für die wünschenswerteste Lösung. Doch er-
klärt sie sich ausdrücklich bereit, nach einem Frie-
densschluß mit Jordanien auch einen separaten Pa-
lästinenserstaat zu akzeptieren, wenn dadurch die
„im Friedensvertrag getroffenen Übereinkünfte
und Sicherheitsarrangements nicht verletzt“ wür-
den.

Die Vorstellungen der Bürgerrechtspartei sind hier
weniger ausdifferenziert, liegen jedoch im Wesent-
lichen auf der gleichen Linie. Am weitesten geht
auch hier die Progressive Friedensliste, die die Ein-
richtung eines separaten Palästinenserstaates befür-
wortet.

3. Der Zeitplan

Mit Ausnahme derjenigen Parteien, die entweder
keine Zugeständnisse an die palästinensische Be-
völkerung beabsichtigen oder die sich für die sofor-
tige Errichtung eines separaten Staates der Palästi-
nenser einsetzen, rechnen alle Konzepte mit einer
Übergangsphase zwischen dem jetzigen Zustand
und einer permanenten Lösung. Der Schamir-Plan
sieht vor, daß auf der Grundlage vorläufiger Ver-
handlungsergebnisse eine gewählte Palästinenser-
vertretung die Verantwortung für die Angelegen-
heiten des Alltags übernimmt. Wenn diese sich drei
Jahre — gerade auch im Hinblick auf das friedliche
Zusammenleben mit Israel — bewährt hat. sollen
Verhandlungen über das endgültige Arrangement
begonnen werden. Letzteres soll dann nach maxi-
mal zwei weiteren Jahren implementiert werden.
Die Arbeitspartei hat in diesem Punkt ziemlich ähn-
liche Vorstellungen. Sie wäre aber gewillt, bei ent-
sprechendem Verhandlungsfortschritt den Endzu-
stand schon nach drei Jahren zu erreichen. Auch die
Mapam sieht eine zweistufige Lösung vor, legt sich 
aber auf keinen Zeitraum fest.
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4. Die Verhandlungsmodalitäten

a) Likud

In dem zweistufigen Plan des Likud sind zunächst
Verhandlungen zwischen Israel und einer von der
palästinensischen Bevölkerung frei zu wählenden
Vertretung vorgesehen. Jordanien und Ägypten
können dazu „eingeladen werden, wenn sie es wün-
schen“. An den Verhandlungen über die perma-
nente Lösung sollen Jordanien und die Palästinen-
servertretung beteiligt werden. Darüber hinaus
dürfe auch Ägypten hinzugezogen werden. Im Prin-
zip soll zur gleichen Zeit auch der Friedensvertrag
mit Jordanien ausgehandelt werden, unter Beteili-
gung der gewählten Repräsentanten der ansässigen
Palästinenser. Zu der Bestimmung der palästinensi-
schen Vertreter ist anzufügen, daß sie gemäß dem
Schamir-Plan aus freien, demokratischen und ge-
heimen Wahlen hervorgehen sollen. Für einige
Sonderbestimmungen hinsichtlich der Kandidatu-
ren wird auf ein „detailliertes Dokument“ verwie-
sen, das aber bis dato meines Wissens nicht publi-
ziert worden ist. Das verwundert nicht, da hierüber
noch immer heiße Debatten innerhalb des Likud
ausgetragen werden. Parteichef Schamir und eine
schwer zu quantifizierende Mehrheit der Partei ver-
treten hier die folgende Linie: eine Beteiligung der
PLO als solcher mit ihrem Präsidenten Arafat wird
kategorisch ausgeschlossen. Ausgeschlossen wird
auch die Kandidatur von Personen, die sich aus-
drücklich als PLO-Mitglieder zu erkennen gegeben
haben. Personen, die dem Umfeld der PLO zuge-
rechnet werden, sich hierzu jedoch nicht eindeutig
geäußert haben, scheinen jedoch als akzeptabel zu
gelten.

Neben dem „PLO-Faktor“ ist durch den Baker-
Plan die Frage, ob die arabische Bevölkerung
(Ost-)Jerusalems an diesen Wahlen teilnehmen
darf, zu einem Hauptstreitpunkt zwischen Schamir
und seiner innerparteilichen Opposition geworden.
Der Parteivorsitzende und Regierungschef hat
diese Frage, wohl nicht zuletzt auch aus Rücksicht
auf seinen Koalitionspartner und auf die amerika-
nische Regierung, offen gelassen. Abgesehen von
ihrer parteitaktischen Verwendbarkeit hat die
Frage auch zwei inhaltliche Komponenten. Einmal
bewirkt eine Einbeziehung Ostjerusalems in den
Wahlbezirk, daß wichtige lokale Führungspersön-
lichkeiten, wie etwa der Herausgeber der Zeitung
al-Fajr, Hanna Siniora, wähl- und kandidaturbe-
rechtigt sind. Zum zweiten ist der Status des östli-
chen Stadtteils mit seiner überwiegend arabischen
Bevölkerung angesprochen, der von Israel wie den
Palästinensern gleichermaßen als „integraler Be-
standteil“ des jeweiligen Territoriums betrachtet
wird. Nun behauptet die Likud-Fronde um Scha-

ron. Modai und Levy, daß eine Billigung der Wahl,
beteiligung der Araber Ostjerusalems die dortigen
israelischen Ansprüche untergraben würde. Jitzhak
Schamir weist dagegen die Unterstellung, er würde
sich auf derartiges einlassen, heftig zurück. Unter
dem Strich gehen die Vorschläge der Schamir-In-
itiative zu den Verhandlungsmodalitäten tatsäch-
lich in einem Punkt über frühere Positionen des
Likud hinaus: Sie gestehen den Palästinensern eine
Rolle bereits von Anbeginn der Verhandlungen zu.
Diese Modifikation könnte ein Resultat der Inti-
fada sein.

b) Techija und übrige rechte Parteien

Gemäß ihren Vorstellungen über die Annexion der
besetzten Gebiete sehen die Parteien rechts vom
Likud keine politische Rolle im Friedensprozeß für
die palästinensische Bevölkerung, geschweige denn
für die PLO vor. Sie sind nur an Verhandlungen mit
Jordanien und anderen arabischen Regierungen in-
teressiert.

c) Arbeitspartei

In ihrem Wahlprogramm von 1988 hat die Arbeits-
partei erklärt, daß „die PLO und andere Organisa-
tionen, die sich auf die Palästinensische National-
charta, die Israels Existenzberechtigung leugnet
und den nationalen Charakter des jüdischen Volkes
ablehnt, gründen oder sich terroristischer Metho-
den bedienen, keine Partner in Verhandlungen sein
können.“20) Nun hat sich die PLO auf die Aner-
kennung Israels festgelegt; ferner haben die Arafat-
treuen Fedajin-Organisationen in der PLO seit ge-
raumer Zeit auf Guerilla-Aktivitäten gegen Israel
verzichtet, um so die „Terrorismus-Klausel“ zu er-
füllen. Ob das genügt, um das profunde Mißtrauen
selbst eines Schimon Peres21), geschweige denn das
der weniger kompromißbereiten Kreise der Ar-
beitspartei gegen die Intentionen der PLO zu zer-
streuen und eine Revision deren offizieller Haltung
zu ermöglichen, ist nicht gewiß. Hier spielt schließ-
lich auch eine ganz erhebliche Rolle, ob eine solche
Haltung den Wählern vermittelbar ist. Hinsichtlich
der Beteiligung der arabischen Bevölkerung Ostje-
rusalems an den Wahlen zu einer palästinensischen
Interessenvertretung gibt sich die Arbeitspartei
deutlich kompromißbereit, ohne allerdings den is-
raelischen Anspruch auf das ganze Jerusalem in
Frage zu stellen.

20) Vgl. ebda., S. 26.
21) Vgl. z. B. seine Ausführungen über die Palästinenser Und
die PLO. in: New York Times vom 21. 12. 1988, S. A35.

Bezüglich der übrigen Verhandlungsmodalitäten
gilt für die Partei wohl nach wie vor der Peres-Frie-
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densplan vom Juni 1985 ) , der bis dato weder revi22 -
diert noch zurückgenommen worden ist. Darin sind
zunächst fortgesetzte vorbereitende Gespräche zwi-
schen Vertretern nicht nur Israels, Jordaniens,
Ägyptens und der palästinensischen Bevölkerung,
sondern auch der USA vorgesehen. Diese Idee fin-
det sich auch in dem aktuellen Vorschlag des US-
Außenministers Baker wieder. Durch die Gesprä-
che soll die Grundlage für eine dreiseitige Arbeits-
gruppe geschaffen werden, die ihrerseits die
Agenda für eine jordanisch-israelisch-palästinensi-
sche Gipfelkonferenz mit amerikanischer Beteili-
gung erarbeitet. Diese Konferenz soll dann die end-
gültige Lösung und den Friedensvertrag zwischen
Israel und Jordanien zustandebringen. Die palästi-
nensische Vertretung soll aus Wahlen hervorgehen
und „für alle Parteien akzeptabel“ sein, also auch
für Israel. In diesen Punkten sind also keine großen
Unterschiede zum Schamir-Plan zu verzeichnen,
der ja wohl zum Teil aus Vorstellungen des Koali-
tionspartners hervorgegangen ist.

d) Die linken Parteien
Die Mapam erwähnt die PLO in ihrem Konzept
nicht ausdrücklich. Sie erklärt sich allerdings zu
Verhandlungen auf der Grundlage der Gleichbe-
rechtigung und des Selbstbestimmungsrechtes der

Verhandelnden bereit. Die einzige Bedingung da-
für soll die gleichzeitige und gegenseitige Anerken-
nung sowie der Verzicht auf Terror und bewaffne-
ten Kampf sein. Das ist entgegenkommender als
der entsprechende Passus bei der Arbeitspartei,
weil die Änderung der PLO-Charta nicht ausdrück-
lich zur Bedingung gemacht wird. So bräuchte die
Palästinenserorganisation ihre prinzipielle Haltung
nicht aufzugeben und könnte dennoch mit verbind-
lichen politischen Vereinbarungen den israelischen
Interessen Rechnung tragen. Eine Etappe palästi-
nensischer Autonomie als Übergangsphase vom
Status quo zur endgültigen Lösung ist schließlich
auch bei der Mapam-Partei vorgesehen. Sie hält die
Autonomie aber im Gegensatz vor allem zum Likud
„nur für eine vorübergehende Zeitspanne . . . und
nicht für eine dauerhafte Lösung geeignet“ ).23

i

Die Bürgerrechtspartei setzt sich für Verhandlun-
gen mit „jedem repräsentativen Organ der Palästi-
nenser auf der Grundlage gegenseitiger Anerken-
nung“ ein. Die Friedensliste hingegen geht als ein-
zige jüdisch-israelische Partei soweit, die PLO als
Verhandlungspartner sowohl direkt zu benennen,
als auch deren Alleinvertretungsanspruch für das
palästinensische Volk anzuerkennen24).

V. Das Lösungskonzept
1, Grenzziehung

Die Palästinensische Befreiungsorganisation erhebt
einen moralischen Anspruch auf ganz Palästina, auf
den sie durch die Nationalcharta verpflichtet ist. In
der Praxis hat sie sich unter Führung Arafats bereits
seit 1974 — wiewohl zunächst stark verklausuliert
und indirekt, seit 1988 aber offen — für eine Zwei-
Staaten-Lösung eingesetzt. Israel soll dabei wieder
auf das Staatsgebiet in den Grenzen vom 4. Juni
1967, wie es also vor den Eroberungen des Sechs-
Tage-Krieges bestanden hatte, reduziert werden.
Jerusalem reklamiert man zur Gänze als palästi-
nensische Hauptstadt. Von bestimmten Kreisen
innerhalb der PLO wird hier allerdings ein Kom-
promiß mit den analogen israelischen Forderun-
gen vorgeschlagen, der Israel den westlichen,
von ihm seit 1967 entwickelten Teil der Stadt
beläßt und nur Alt-Jerusalem mit seiner vorwie-
gend arabischen Bevölkerung dem Palästinenser-
staat zueignet.

22) Vgl. AdG 1985. S. 28854f.
23)Vgl. Positions, s. 23.
4) Vgl. ebda., S. 18f.

der PLO im Vergleich
Selbst diese gemäßigte, und derzeit keinesfalls ma-
joritäre Position muß jedoch noch als unvereinbar
mit den israelischen Lösungsvorschlägen aller jüdi-
schen Parteien (im Gegensatz zu rein arabischen
oder gemischten Parteien wie der Kommunisti-
schen Partei Israels), die mit Ausnahme der Frie-
densliste einhellig von der Unteilbarkeit Jerusalems
ausgehen, bezeichnet werden.

2. Die politische Zukunft der Palästinenser

Die PLO fordert einen souveränen Staat der Palä-
stinenser und hat dieses Ziel mit dessen Ausrufung
im November 1988 durch den Palästinensischen Na-
tionalrat bekräftigt. Wichtig ist, daß sich die PLO
dadurch förmlich auf eine Zwei-Staaten-Lösung
festgelegt hat — nach heftigen Kontroversen im
Vorfeld des Beschlusses. Bei der Fortführung der
darauf beruhenden Politik werden Arafat und seine
Mehrheit in den Führungsgremien der PLO wie im
PNR also auch in Zukunft eine nicht oder nur teil-
weise kontrollierbare Opposition sowohl von inner-
halb der PLO als auch seitens arabischer Staaten
— wie zur Zeit insbesondere Syrien oder Libyen —
zu gewärtigen haben. Zur Anerkennung des Staates
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Israel ist die Organisation faktisch seit langem be-
reit, kann dies aus Gründen des Prestiges und der
Verhandlungstaktik aber natürlich nicht einseitig
erklären.

Im übrigen kann die PLO angesichts der realen
Machtverhältnisse nur schwer auf diesen Trumpf
verzichten. Sie hat ja sonst nur geringe Möglichkei-
ten, das vom Status quo begünstigte und hochgerü-
stete Israel zu beeinflussen. Ihre einzigen Druck-
mittel neben der Anerkennung sind nur der Guer-
rilla-Kampf und seit Ende 1987 die Intifada. Beide
sind — im Westen häufig übersehen — mit sehr
hohen Kosten für die PLO verbunden, deren Be-
rechtigung sich überhaupt wohl nur aus der israeli-
schen Sensibilität gegenüber menschlichen und
wirtschaftlichen Verlusten auf der einen und dem
Mangel an realistischen Alternativstrategien für die
Palästinenser auf der anderen Seite ergibt.

Der neue Staat soll allen palästinensischen Flücht-
lingen offenstehen. Eine Unterteilung des palästi-
nensischen Volkes in eine politisch zu berücksichti-
gende ansässige Bevölkerung und die zu vernach-
lässigenden Flüchtlinge im Ausland, wie dies in den
meisten israelischen Konzepten angelegt oder aus-
gesprochen ist, akzeptiert die PLO nicht. Sie ope-
riert hingegen mit dem doppelt problematischen
Begriff des „Rückkehrrechts für alle Palästinen-
ser“. Die Problematik des Begriffs ergibt sich dar-
aus, daß er zum einen die Assoziation einer Rück-
kehr der Flüchtlinge auch in das israelische Kern-
land weckt, die das Ende des israelischen Staates
bedeuten würde. Damit aber liefert die PLO gerade
den kompromißfeindlichen Kreisen in Israel das
Argument oder weckt die echte Befürchtung, daß
die PLO weiterhin auf die Zerschlagung des jüdi-
schen Staates aus ist. Zum anderen verhindert die-
ser Slogan, daß sich unter den Flüchtlingen eine
realistische Einschätzung der Lage und die Orien-
tierung auf „Klein-Palästina“ verbreitet.

Allerdings sind hier eben prinzipielle Haltungen
und wichtige Wertvorstellungen berührt, an denen
die PLO sowohl von der eigenen Klientel als auch
von den arabischen Staaten gemessen wird. Folglich
könnte sich die PLO-Führung auch bei gegebener
Opportunität nur schwer davon lösen. Wahrschein-
lich steht der PLO bei dieser Frage das israelische
Vorbild vor Augen. So geht es ihr im Kern darum,
die Staaten- und folglich die Rechtlosigkeit der vie-
len Palästinenser zu beenden, denen andere Staats-
bürgerschaften bisher versagt geblieben sind. Wie
auch im Falle Israels wäre davon auszugehen, daß
längst nicht alle Auslandspalästinenser zurückkeh-
ren würden. Angesichts der bereits äußerst hohen
Bevölkerungsdichte besonders im Gaza-Streifen

und dem hohen Bevölkerungswachstum unter den
Palästinensern ist die Vorstellung eines weiteren
Bevölkerungszuflusses von außen jedoch für Israel
kein Thema.

Hinsichtlich der politischen Rechte der Palästinen-
ser in ihrem Staat fordert die PLO völlige Souverä-
nität, lehnt also eine Entwaffnung oder partielle
Mitspracherechte Dritter — gleich, ob für Israel
oder Jordanien — ab. Sie ist einem Zusammen-
schluß mit Jordanien durchaus nicht abgeneigt,
macht aber die vorherige eigene Staatsgründung
und die völlige Gleichberechtigung zwischen „Palä-
stina“ und Jordanien zur Bedingung. Das ist natür-
lich die umgekehrte Reihenfolge des Lösungsvor-
schlags der Arbeitspartei und schon für diese kaum
akzeptabel.

3. Der Zeitplan

Die zeitlichen Vorstellungen des PLO-Konzeptes
sind eher vage. Offiziell werden nur kurze Über-
gangszeiträume bis zur völligen Souveränität ange-
nommen, wie z. B. bei dem Angebot einer Statio-
nierung von UN-Truppen im ersten halben Jahr
nach der Staatsgründung.

4. Die Verhandlungsmodalitäten

Prinzipiell besteht die PLO darauf, als Repräsen-
tantin der Palästinenser gleichberechtigt neben Is-
rael und den arabischen Staaten am Verhandlungs-
tisch zu sitzen. Schon seit einigen Jahren akzeptiert
sie aber jordanische und ägyptische Kompromiß-
vorschläge, nach denen zumindest die Vorverhand-
lungen nicht von Repräsentanten der PLO selbst,
sondern von formal unabhängigen, jedoch von der
PLO gebilligten Persönlichkeiten bestritten werden
könnten. Dies haben noch 1985 sowohl der Likud
als auch die Arbeitspartei abgelehnt. Nun, da US-
Außenminister Baker sich diese Vorstellung zu ei-
gen gemacht hat, scheint hier ein Umdenkungspro-
zeß in Gang gekommen zu sein. Allerdings hat be-
reits das zu heftigen Reaktionen im Likud ge-
führt.

Die endgültige Friedensregelung möchte die PLO
auf einer internationalen Konferenz aushandeln
lassen, an der nicht nur sie und die anderen unmit-
telbaren Konfliktparteien, sondern auch die fünf
permanenten Mitglieder des UNO-Sicherheitsrates
beteiligt wären. Aus der Sicht der Arbeitspartei
könnte das internationale Element dann kompro-
mißfähig werden, wenn das Verhältnis mit der So-
wjetunion und den osteuropäischen Staaten sich in
den konstruktiven Bahnen der vergangenen Mo-
nate weiterentwickelt. Eine verbindliche Entschei-
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dungsbefugnis, wie sie die Palästinenser zumindest
offiziell fordern, wäre jedoch nicht akzeptabel. Der
Likud lehnt das ganze Konzept ab und billigt nur die
konsultative Beteiligung Ägyptens und der Verei-
nigten Staaten. Die PLO hält aber die internatio-
nale Beteiligung für die einzig denkbare Garantie,

daß Israels sehr reales Übergewicht nicht zu einem
Diktatfrieden führt. Im übrigen ist die PLO wegen
ihrer Interessen in zahlreichen arabischen Ländern
auf möglichst breite arabische Zustimmung ange-
wiesen, auf die sie nur bei einer wirklich umfassen-
den Lösung hoffen kann25).

25) Die israelische Position wird in der Regel von Politikern
jeglicher Couleur damit begründet, daß eine Beschneidung der
israelischen Souveränität nicht in Frage komme. Hier sind zwei-
fellos israelische Grundhaltungen im Spiel, wie sie oben geschil-
dert wurden. Taktische Erwägungen können in diesem Zusam-
menhang zwar nicht ausgeschlossen werden, dürften aber doch
nachrangig sein.
26) Die religiösen Parteien wurden in diesem Aufsatz trotz ihres
Stimmenanteils von rund 12 Prozent nicht berücksichtigt, weil
sie an außenpolitischen Fragestellungen nur peripher interes-
siert sind. Sie engagieren sich primär für die religiöse Prägung
des öffentlichen Lebens in Israel.

VI. Welche Aussichten für einen Frieden?

Der hier gegebene Überblick über Grundhaltungen
und Positionen in Israel und bei der PLO hinsicht-
lich einer Friedenslösung vermittelt einen Eindruck
von den inhaltlichen Schwierigkeiten, die auf dem
Weg zum Frieden noch zu bewältigen sind. Es wird
deutlich, daß die prinzipiellen Grundhaltungen und
politischen Wertvorstellungen fast aller Parteien in 
Israel auf der einen und die der PLO auf der ande-
ren Seite einander diametral entgegenstehen. Auf
der prinzipiellen Ebene erscheint eine Vermittlung
auch deshalb ausgeschlossen, weil die beiden Posi-
tionen direkt mit der jeweiligen Existenzberechti-
gung verknüpft werden.
Weder jetzt noch in Zukunft kann aber mit der
Selbstauflösung oder gar der Vernichtung einer der
Seiten gerechnet werden. So bleibt man auf kon-
krete, pragmatische Lösungsvorschläge angewie-
sen. In Israel sind dazu ja durchaus Vorstellungen
formuliert worden, die sich mit den bescheidener
gewordenen PLO-Forderungen der letzten Jahre in 
Einklang bringen ließen. Doch fehlt diesen eine
relevante Unterstützung in der israelischen Wähler-
schaft. Das liegt auch daran, daß die Parteien Ma-
pam, Bürgerrechtspartei und Progressive Friedens-
liste auch wegen anderer, rein innenpolitischer Po-
sitionen nicht mehrheitsfähig sind. Ähnliches gilt
für die radikalen Parteien rechts vom Likud mit
ihren wohl eher nicht zum Frieden führenden Plä-
nen. Eine entscheidende Wende im Kräfteverhält-
nis zwischen Arbeitspartei und Likud ist allenfalls
dann zu erwarten, wenn sich der Likud noch länger
internen Zwistigkeiten hingibt oder sich gar spaltet
und dadurch bei der Wählerschaft und als Koali-
tionspartner, z. B. bei den religiösen Parteien, in
Verruf gerät26).

Große Überraschungen auf der israelischen Seite
sind eher unwahrscheinlich. Die PLO wird folglich
an einer maßvollen Politik festhalten und weiterhin
daran arbeiten müssen, daß Verhandlungen mit ihr
für eine Mehrheit in Israel akzeptabel werden. In
dieser von historischen Umwälzungen geprägten
Zeit müssen sich beide Seiten in diesem Konflikt
aber trotz allem die Frage gefallen lassen, ob denn
die Kluft zwischen ihnen wirklich so viel tiefer ist als
die in den vergangenen Monaten überwundene eu-
ropäische? Gewiß, im Nahen Osten leiden beide
Seiten unter inneren Spannungen von beträchtli-
chem Ausmaß, die hier wie dort die Bereitschaft
und die Fähigkeit zum Kompromiß reduzieren. Die
Beispiele besonders Europas, aber auch des südli-
chen Afrikas zeigen jedoch, daß die komplizierte-
sten Probleme lösbar werden, wenn der politische
Wille dazu erst einmal vorhanden ist. Und der
wächst besonders dort, wo sich die Einsicht durch-
gesetzt hat, daß Koexistenz und Kooperation alle-
mal ergiebiger und profitabler sind als Krieg, Kon-
flikt oder Boykott.
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Jitzhak Ben-Ari: Israel und die Bundesrepublik. Eine Bilanz besonderer Beziehungen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 15/90, S. 3—7

Es dürfte nur selten außenpolitische Beziehungen geben, die so von Schwierigkeiten und Mißverständnis-
sen geprägt sind, wie das Verhältnis zwischen Juden und Deutschen. Der Autor, 1981 bis 1988 Botschafter
Israels in Bonn, beschreibt den Weg, der zur Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen der Bun-
desrepublik und Israel im Jahre 1965 führte. Er rät, auch weiterhin den moralischen und historischen
Hintergrund dieser besonderen Beziehungen zu berücksichtigen und bezieht sich dabei auf die gemeinsa-
men Werte und Erfahrungen der beiden Völker. Er wertet mit Vertrauen und Optimismus das Zueinan-
derwachsen der beiden deutschen Staaten. Es sei ermutigend, daß trotz aller Probleme und Schwierigkeiten
in den Beziehungen zwischen Israel und der Bundesrepublik tragfähige und vertrauensvolle vernünftige
Verhältnisse geschaffen wurden, so daß eine produktive jüdisch-deutsche Zusammenarbeit möglich ist.

Niels Hansen: Verbindungen in die Zukunft. 25 Jahre diplomatische Beziehungen
zwischen Deutschland und Israel
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 15/90, S. 8—18

Das deutsch-israelische Verhältnis hat sich in den zweieinhalb Jahrzehnten seit der Aufnahme der diplo-
matischen Beziehungen in einer Weise positiv gestaltet, wie dies 1965 kaum zu erwarten war. Diese Ent-
wicklung ist durch gegenläufige Episoden nur unerheblich beeinträchtigt worden.

Die gesicherte Existenz des jungen Staates in dauerhaften und anerkannten Grenzen ist ein Kernpunkt der
deutschen Nahostpolitik. Sie bewegt sich im Rahmen der außenpolitischen Zusammenarbeit der EG-
Gemeinschaftsländer, die sich um konstruktive Beiträge zum Friedensprozeß in der Region bemühen. Wir
haben nicht zuletzt in diesem Verbund die Interessen Israels stets geltend gemacht, was auch für dessen
Kooperationsabkommen mit der EG gilt.
Über die eigentliche Außenpolitik hinaus sind die Beziehungen unserer Länder auf zahlreichen Gebieten
durch einen „besonderen Bilateralismus" gekennzeichnet, wie er jedenfalls zwischen einem europäischen
und einem nahöstlichen Staat einmalig ist. Er wird zum Teil von privater Seite getragen und schafft Ver-
ständnis und Verständigung. Soweit quantifizierbar, liegen wir hier für Israel entweder an erster Stelle
(z. B. Städtepartnerschaften, Jugendaustausch, Gewerkschaftskontakte), oder wir nehmen nach den USA
den zweiten Platz ein (u. a. wissenschaftliche Zusammenarbeit, Handel, Tourismus). Im kulturellen
Bereich haben wir an das anknüpfen können, was manche in der Weimarer Zeit als deutschjüdische
Symbiose bezeichnet haben.

Die partnerschaftlichen Strukturen hängen — nur vordergründig paradoxerweise — mit der historischen
Dimension unseres Verhältnisses zusammen. Voraussetzung war eine fortschreitende Normalisierung. Sie
bedeutet nicht „Normalität“, wie gerade die Dichte der Beziehungen belegt. Es gilt den Blick in die
Zukunft zu richten, ohne die Vergangenheit daraus zu verlieren.



Chaim Schatzker: Die Bedeutung des Holocaust für das Selbstverständnis der israelischen
Gesellschaft
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 15/90, S. 19—23

Über zwanzig Jahre lang nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurde die Shoah — der Holocaust — als
Unterrichtseinheit im israelischen Erziehungswesen kaum aufgegriffen. Erst seit dem Eichmann-Prozeß
befaßte sich die didaktische Fachliteratur in Israel durchgehend mit diesem Thema. Weitere Wellen von
Publikationen folgten nach dem Sechstagekrieg und nach dem Yom-Kippur-Krieg. Vier Tendenzen
bestimmten während der ersten Periode der Auseinandersetzung mit diesem Thema die Einstellung der
Israelis zum Holocaust: die Dämonisierung der Täter, ein Prozeß der Verdrängung, Anklage und Apolo-
getik sowie Mystifizierung und Ritualisierung.

Als Reaktion auf diese eher irrationalen, wenn auch angesichts der Dimension des Geschehenen verständ-
lichen Tendenzen, verbreitete sich zunehmend die Auffassung von der Notwendigkeit einer „instrumen-
talen“ Funktion der Auseinandersetzung mit dem Holocaust, mittels derer vor allem staatsbürgerliche,
moralische, historische und nationale Ziele erreicht werden sollten. Beeinflußt durch die Ereignisse der
letzten Jahre — nicht zuletzt durch die kriegerischen Konflikte — scheint sich eine dritte, „existentielle“
Auffassung durchzusetzen, die nunmehr das Empfinden von größeren Teilen der israelischen Gesellschaft
gegenüber dem Holocaust prägt.

Peter Gottstein: Israel und die Palästinenser-Frage. Probleme und Perspektiven
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 15/90, S. 25—37

Der arabisch-israelische Konflikt ist zehn Jahre nach Camp David keiner Lösung näher gebracht worden.
Israel stößt bei seiner Suche nach neuen arabischen Partnern zur Fortführung des Friedensprozesses nach
wie vor auf Ablehnung, verschmäht seinerseits aber Verhandlungen mit der Palästinensischen Befreiungs-
organisation (PLO). Im Kem des Nahost-Konfliktes steht jedoch nun einmal die Auseinandersetzung
zwischen den Israelis und den Palästinensern, wie spätestens der Palästinenseraufstand deutlich gemacht
hat. Vordergründig kann Israel und der 1984 gebildeten großen Regierungskoalition die Verantwortung
dafür angelastet werden, daß es immer noch keine Verhandlungen gibt. Bei genauerer Betrachtung erweist
sich dieser Befund jedoch als wenig ergiebig für das Verständnis der Konfliktsituation und ihrer Ursa-
chen.
Eine leidenschaftslose Analyse sowohl der prinzipiellen Grundhaltungen als auch der politischen Zielvor-
stellungen Israels und deren Gegenüberstellung mit jenen der PLO fördert dagegen eine fast absurde
Situation zutage. Beide Seiten sind dogmatisch fundierten, historischen Maximalzielen verpflichtet, die sich 
— wie etwa die territorialen Ansprüche in Palästina/Eretz Israel — nicht durchsetzen lassen. Aus reali-
stischer Einsicht haben sich daher sowohl in Israel als auch — in den letzten Jahren — bei den Palästi-
nensern Mehrheiten auf politische Ziele hin orientiert, die ein friedliches Arrangement ermöglichen sollen.
Daraus hat sich jedoch bisher keine Kompromißlösung entwickelt. Das hat mehrere Gründe, etwa die
Unfähigkeit der jeweiligen Führungen, die inneren Bedingungen politischen Handelns des Gegners und die
Legitimität seiner lebenswichtigen Interessen zu würdigen. Das in langjährigem Konflikt gewachsene
Mißtrauen gegeneinander, das jüdische Sicherheitsbedürfnis und eine auch sozio-kulturell bedingte Bar-
riere sind weitere Handicaps. Zu alledem reduzieren erhebliche innenpolitische Zwänge auf beiden Seiten
die Neigung und Fähigkeit zu Kompromissen mit einem der jeweils eigenen Basis suspekten oder sogar
verhaßten Gegner.
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